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„COMPACT”-Konferenz in 
Berlin 


BERLIN. Das Querfront-Blättchen 
„COMPACT“ will am 22. November in 
Berlin eine Konferenz unter dem Titel 
„Frieden mit Rußland. Für ein souverä- 
nes Europa“ durchführen. Die Konferenz 
soll erneut in Zusammenarbeit mit dem 
russischen Kulturinstitut in Paris, dem 
„Institut de la Democratie et de la Coope- 
ration (IDC), durchgeführt werden. Ein 
Tagungssaal für 700 bis 800 Teilnehmer 
in einem großen Hotel am Potsdamer 
Platz in Berlin wurde bereits angemietet. 
Neben russischen Politikern aus dem 
Umfeld Putins werden Willy Wimmer 
(CDU), ehemaliger Staatssekretär im 
Verteidigungsministerium, und der 
Staatsrechtler Karl Albrecht Schacht- 
schneider (AfD-Unterstützer) als Refe- 
renten erwartet. „Interesse“ an einer Teil- 
nahme an der Konferenz zeigten auch der 
Russland-Experte Alexander Rahr, zu- 
gleich Autor der „Jungen Freiheit“, und 
der als „geopolitische Vordenker“ der 
AfD bezeichnete Alexander Gauland, 
heißt es in „COMPACT“ 7-2014. 
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Kongress in Fulda 


FuLpa. Das „Forum Deutscher Katholi- 
ken“ führt vom 25. bis 27. Juli seinen 14. 
Kongress „Freude am Glauben“ im Kon- 
gresszentrum Esperanto in Fulda durch. 
Unter den Referenten und Diskutanten 
finden sich auch in diesem Jahr zahlrei- 
che sog. „Lebensschützer“, bekannte Kle- 
riker der katholischen Kirche und rechte 
Publizisten. Zu den angekündigten Refe- 
renten gehört der Präsident des „Deut- 
schen Lehrerverbandes“, Josef Kraus, der 
auch zu den Autoren der „Jungen Frei- 
heit“ zählt, und der 2009 nach Merkels 
Papst-Kritik aus der CDU ausgetretene 
ehemalige Ministerpräsident Prof. Dr. 
Werner Münch. Die Pontifikalämter zur 
Eröffnung und zum Abschluss des Kon- 
gresses werden jeweils von Gerhard Lud- 
wig Kardinal Müller und Bischof Heinz- 
Josef Algermissen zelebriert. 
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Dietl-Gedenkfeier in der 
Steiermark 


ÖSTERREICH/STEIERMARK.. Aus Anlass 
des 70.Todestages des Wehrmacht-Gene- 
ralobersten Eduard Dietl hat der „Oster- 


Nr. 15 


83336 24.7.2014 30. jahrg./issn 0945-3946 1,50 u 
www.antifaschistische-nachrichten.de 


Die AfD als „Staubsauger” 
und „Kantenschere” - 


Turbulenzen im jungkonservativen Lager 


Von Helmut Kellershohn, Juni 2014 


ten der AfD in der politischen 

Landschaft der Bundesrepublik 
Deutschland hat zu einer Debatte im 
jungkonservativen Lager geführt, in der 
gegensätzliche Positionen artikuliert 
wurden. Personelle Veränderungen hän- 
gen damit zusammen. Karlheinz Weiß- 
mann, die intellektuelle Führungsfigur 
im jungkonservativen Lager, ist aus der 
Redaktion der Sezession, der Zeitschrift 
des Instituts für Staatspolitik (IfS) ausge- 
schieden. Für das Juniheft hat er, zum 
ersten Mal nach rund elf Jahren, keinen 
Artikel verfasst. Auch auf dem Blog Se- 
zession im Netz (SiN) wird er nicht mehr 
als Autor geführt. Die Junge Freiheit 
(JF), für die Weißmann regelmäßig 
schreibt, stellte ihn noch im April als wis- 
senschaftlichen Leiter des IfS vor (JF 
18/2014, 18), Anfang Juni wird auf diese 
Angabe verzichtet (JF 24/2014, 18). Da- 
mit scheint Weißmanns führende Rolle 
im IfS, das er zusammen mit Götz Kubit- 
schek gegründet hat, beendet zu sein; so- 
lange es allerdings dazu keine offizielle 
Erklärung gibt, muss man dies noch mit 
einem Fragezeichen versehen. Mögli- 
cherweise wird es ein neues Arrangement 
auf veränderter Basis geben. 

Im Kern geht es um die Haltung zur 
AfD und um die Frage, ob und, wenn ja, 
in welchem Ausmaß die AfD unterstützt 
werden kann und soll. Theoretisch ge- 
sprochen: Es geht um das ‚rechte‘ Ver- 
ständnis von Real- und Metapolitik. Zur 
Debatte steht aber auch das Verhältnis 


we Das erfolgversprechende Auftre- 


„Wir sind nicht das Sozialamt der Wel 
„Wir sind nicht das Weltsozialamt‘ (Af 


zwischen IfS und der Jungen Freiheit, die 
sich für die AfD von Anfang an publizis- 
tisch engagiert hat. — Im Folgenden gehe 
ich zunächst auf dieses Verhältnis ein, um 
dann im Weiteren die kontroversen Posi- 
tionen der jungkonservativen Protagonis- 
ten zur AfD in ihrer Entwicklung zu skiz- 
zieren. Abschließend folgt eine Bewer- 
tung der derzeitigen Konstellation. 


Zur Vorgeschichte' 


Das im Jahr 2000 gegründete Institut für 
Staatspolitik (IfS) bildete zusammen mit 
dem Verlag Antaios (Leiter: Götz Kubit- 
schek) und der Berliner Wochenzeitung 
Junge Freiheit (JF) den Kern eines Netz- 
werks von arbeitsteilig operierenden Ein- 
richtungen, die sich auf unterschiedliche 
Aufgabenfelder spezialisierten und 
gleichzeitig miteinander kooperierten. 
Die politische Hauptaufgabe der JF sah 
Chefredakteur Dieter Stein darin, lang- 
fristig mit publizistischen Mitteln an der 
Bildung eines tragfähigen gesellschaftli- 
chen Milieus für die Durchsetzung rech- 
ter Positionen auf parlamentarischer Ebe- 
ne mitzuwirken. Es sei „höchste Zeit für 
die Formierung eines starken konserva- 
tiv-freiheitlichen Widerlagers“, das in der 
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reichische Kameradschaftsbund“ (ÖKB) 
Ende Juni eine Gedenkfeier in der nord- 
östlichen Steiermark ausgerichtet. Etwa 
200 Personen nahmen an der Veranstal- 
tung teil, die an der Stelle stattfand, wo 
Dietl am 23. Juni 1944 mit einem Flug- 


zeug abgestürzt war. Unter den Teilneh- 
mern befanden sich Abordnungen der 
„Kameradschaft Gebirgsjäger-Regiment 
139“, des „Kärntner Abwehrkämpfer- 
bundes“ und der „Kameradschaft vom 
Edelweiß“. Einen vom Pfarrer der Ge- 


„Er hat immer gesagt 
„Die Lichte bei Torgau”... 


von Jens Thöricht 


mit diesen Worten beginnt die 
Löbauer Landtagsabgeordnete Hei- 
derose Gläß vor zehn Interessierten 
den Vortrag über einen aus Schlesien 
stammenden Antifaschisten, der unter an- 
derem im Konzentrationslager Lichten- 
burg während der faschistischen Diktatur 
eingesperrt war. Es handelt sich um ihren 
Vater, Alfred Schneider. Wir sitzen im Se- 
minarraum der KZ Gedenkstätte Lichten- 
burg Prettin, die Stimmung ist bedrü- 
ckend. Heiderose Gläß lässt uns an ihren 
sehr persönlichen Erinnerungen und Auf- 
zeichnungen ihres Vaters teilhaben. 


Doch wer war dieser Schneider? 


Am 28. Juni 1908 in Schlesien geboren, 
wächst er in einer sozialdemokratischen 
Arbeiterfamilie auf. Als junger Mensch 
spürt er mit seinen sechs Geschwistern 
den Hunger und die Bemühungen der 
Mutter Essen zu besorgen. Er macht eine 
Lehre als Hauer, ab 1930 arbeitet er in 
diesem Beruf. 1932 heiratet er. 
Ein Jahr später beginnt seine il- 
legale Arbeit. Er verteilt Zeitun- 
gen, klärt über die Absicht der 
Faschisten auf. Nachdem er 
verhaftet wurde, wird Schneider 
im Januar 1935 der Prozess we- 
gen Vorbereitung zum Hochver- 
rat im damaligen Breslau ge- 
macht. Nach Ablauf der Strafe 
wird Schutzhaft angeordnet. 
Nachdem er im KZ Lichtenburg 
und im KZ Sachsenhausen ein- 
gesperrt war, wird Alfred 
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Schneider am 5. Februar 1937 entlassen. 
Er nimmt seine Arbeit als Bergmann wie- 
der auf und arbeitet bis zum 11. Novem- 
ber 1942 illegal gegen die Faschisten. An 
diesem Tag wird er zu Wehrmacht einbe- 
rufen und soll als „Kanonenfutter‘“ im 
Strafbataillon 999 in Afrika kämpfen. 
Am 31. Mai 1946 wird er aus der Kriegs- 
gefangenschaft entlassen. Er stirbt am 
10. Oktober 1992 in Thüringen. 


„Ein schwarzer Sonntag” 


Mit diesen drei Worten beschreibt Alfred 
Schneider den Tag seiner Verhaftung 
durch die Gestapo. „Es war am 25. März 
1934. Am frühen Morgen kam der Ge- 
nosse Helmut F. zu mir und sagte „Al- 
fred, man ist uns auf der Spur, vernichte 
alles Material was du hast und sei auf der 
Hut.“,, schreibt der Verhaftete nach dem 
2. Weltkrieg. Material in Form von Zei- 
tungen und Broschüren zum Verteilen in 
der Arbeiterschaft erhielt die Gruppe um 


meinde Waldbach geleiteten Gottesdienst 
gab es in diesem Jahr zum letzten Mal 
auf dieser Gedenkfeier. Der Pfarrgemein- 
derat von Waldbach hatte unlängst ein- 
hellig beschlossen, sein Mitwirken an der 
„problematischen“ Gedenkfeier für ein 
früheres Mitglied der NSDAP künftig 
einzustellen. hma U 


Schneider von Genossen aus der Tsche- 
choslowakei. Sie berieten miteinander, 
wie der Kampf gegen die Nazidiktatur 
weiter geführt werden sollte. 

„Der Empfang und das Wiedersehen 
mit den Genossen war ein sehr trauriges 
Erlebnis. Wir wurden mit Gummiknüp- 
peln und Ochsenziemern zusammenge- 
schlagen und in Einzelhaft gehalten“, 
schreibt Jahre später Alfred Schneider. 

Nachdem Aufenthalt im KZ Lichten- 
burg (der Lichte bei Torgau) wurde er mit 
weiteren Häftlingen in das KZ Sachsen- 
hausen überstellt. 

Darüber schreibt er: 

„In dieser Zeit habe ich sehr viel Trauri- 
ges und Schweres erlebt. Ein Erlebnis wer- 
de ich nicht vergessen, so alt ich werde. 

In den ersten Wochen im November 
1936 wurden wir in der Nacht auf den 
Appellplatz alarmiert. Es waren sieben 
Häftlinge entkommen, durch einen Gang 
unter dem Stacheldraht, den sie gegraben 


Ein Leben in der Friedensbewegung 


Mani Stenner ist tot 


Mani Stenner 


Die sozialen Bewegungen in 
Deutschland haben einen ihrer 
wichtigsten Köpfe und aktivsten 
Mitstreiter verloren. Die alte Bundes- 
hauptstadt Bonn verlor zugleich einen ih- 
rer engagiertesten Bürger. Mani Stenner, 
seit 25 Jahren Geschäftsführer und guter 
Geist des Netzwerks Friedenskooperati- 
ve, ist tot. Ein plötzlicher Herzinfarkt riss 
den 60-jährigen am vergangen Donners- 
tag (17.7.2014) überraschend aus der Ar- 
beit und dem Leben. 

Mani Stenner engagierte sich seit den 
frühen 1980er Jahren in der Friedensbe- 
wegung und wurde in der zweiten Hälfte 
des Jahrzehnts zu einem ihrer führenden 
organisatorischen und politischen Köpfe. 
Mit der Geschäftsführung des Netzwerks 
Friedenskooperative übernahm er die 
Leitung eines der wichtigsten Dachver- 
bände der Friedensbewegung. Von der 
Verantwortung bundesweiter Großde- 
monstrationen und Kampagnen bis zur 


hatten. Die ganze Nacht wurde untersucht 
und zahlreiche Häftlinge erbarmungslos 
zusammengeschlagen. Am anderen Tag 
standen sieben Kreuze auf dem Appell- 
platz. Wir erlebten, dass sechs Häftlinge 
an diesen aufgehängt waren und zu Tode 
gequält und erschlagen wurden. Das sieb- 
te Kreuz blieb leer.“ 

Heiderose Gläß liest die Zeilen vor. Die 
Stille zeigt mir, dass die Anwesenden 
nachdenken. Keiner wagt zu sprechen. 
„Ich dachte mit meiner Schwester, der 
Vater bringt was durcheinander. Wir woll- 
ten diese Erzählung nicht glauben. Viel- 
leicht hat er später „Das siebte Kreuz“ 
von Anna Seghers gelesen, das handelt 
von einer Begebenheit im KZ Dachau.“ 

Am 25. Juni 2014 erscheint im „Neuen 
Deutschland“ ein Artikel unter der Über- 
schrift „Das siebte Kreuz von Sachsenhau- 
sen“. Der Vater der Löbauer Landtagsab- 
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deutschlandweiten Vernetzung der loka- 
len Initiativen und der Zusammenarbeit 
mit anderen sozialen Bewegungen reichte 
sein Aufgabenbereich. 

In seiner Heimatstadt Bonn engagierte 
sich Stenner darüber hinaus auf lokaler 
Ebene. Mit dem „Bonner Forum für Bür- 
gerInnen und Polizei“ initiierte er einen 
bundesweit einmaligen Dialog mit dem 
Polizeibeamten der alten Bundeshaupt- 
stadt, arbeitete in örtlichen Nord-Süd- 
Projekten mit und engagierte sich gegen 
das Wiedererstarken rechtsextremen Ge- 
dankenguts. 

Stenner besass die seltene Fähigkeit, 
unterschiedliche politische Strömungen 
zusammen zu führen, mit politischen 
Gegnern Dialoge zu führen und seine Vor- 
stellungen von einer friedlicheren und ge- 
rechteren Welt auch gegenüber den Mäch- 
tigen in der Gesellschaft zu vertreten. 

Getragen wurde seine Arbeit von dem 
Ziel, den Menschenrechten mehr Geltung 


geordneten Heiderose Gläß hatte Recht, es 
ist so passiert. Seine Zeilen sind wahr. 

Im Anschluss an den emotionalen Ein- 
blick in das Leben ihres Vaters führt uns 
die Leiterin der Gedenkstätte Frau Engler 
durch diese. Wir betreten den „Sandhof“, 
den Platz an dem die Häftlinge „Lager- 
sport‘‘ machen mussten. Dabei mussten 
sie bis zur völligen Entkräftung exerzie- 
ren. Im „Bunker“, die Stätte die von den 
Häftlingen „Färberei“ genannt wurde, 
erahnen wir das Geschehene, die Folter 
und Misshandlungen. Die Häftlinge 
wählten den Begriff „Färberei“, da die 
dort Eingesperrten oftmals so starken 
Misshandlungen ausgesetzt sind, dass sie 
blutüberströmt und grün und blau ge- 
schlagen aus dem Arrest entlassen wer- 
den. Wir gedenken den Gemarterten, den 
Toten und legen Blumen an einer Ge- 
denktafel im Bunker nieder. 


zu verschaffen, die Anwendung manifes- 
ter und struktureller Gewalt zu minimie- 
ren und eine gerechtere menschliche Ge- 
sellschaft zu ermöglichen. Militärische 
Mittel waren für ihn nie alternativlos. 

Mani Stenner wusste sehr wohl, dass er 
auf große Widerstände treffen würde. Er 
war Realist und machte sich keine Illusio- 
nen. Aufgeben war seine Sache nicht. Die 
deutsche Friedensbewegung hat ihm un- 
endlich viel zu verdanken. 

„Es wird lange dauern, bis wir begrei- 
fen, wie viele und wie große Lücken der 
Freund, der Mensch und der Arbeitskolle- 
ge Mani Stenner hinterlässt“, sagt Kristi- 
an Golla, sein langjähriger Mitstreiter und 
Kollege im Bonner Büro der Friedensko- 
operative. „Aber seine bedingungslose 
Selbstverpflichtung zur konsequenten Ar- 
beit für eine friedlichere und gerechtere 
Welt bleibt nicht nur sein Vermächtnis, 
sondern auch unser Ansporn.“ 


Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an: 
Netzwerk Friedenskooperative, Kristian 
Golla, Philipp Ingenleuf, 

0228/692904, mob. 0171 / 755 7826 


Biografische Daten: 


« geboren 1954 in Hemer (Sauerland) 
« Zivildienst und Studium (Germanis- 
tik, Pädagogik und Soziologie) in Bonn 
« seit Anfang der 80ziger Jahre (ehren- 
amtlich) in der Bonner Friedensbewe- 
gung, seit 1985 Geschäftsführer des Ko- 
ordinierungsaussschuss der Friedensbe- 
wegung, 1989 Umbenennung in Netz- 
werk Friedenskooperative 
Netzwerk Friedenskooperative, 
20.7.2014 


Wir entdecken in der Ausstellung Spu- 
ren von Häftlingen, die in unserer Ober- 
lausitz vor ihre Verhaftung lebten. So die 
Spuren von Lina Schatz. 

Nach knapp drei Stunden Aufenthalt 
beenden wir unsere Bildungsreise in das 
Konzentrationslager Lichtenburg. 

Wir danken ganz herzlich ‚Heiderose 
Gläß für diesen interessanten und lehrrei- 
chen Tag. 

Möge derartiges nie wieder geschehen. 
Die Vernichtung des Nazismus mit seinen 
Wurzeln ist unsere Losung, der Aufbau 
einer neuen Welt des Friedens und der 
Freiheit ist unser Ziel. Das sind wir unse- 
ren gemordeten Kameraden, ihren Ange- 
hörigen schuldig. 

(aus dem Schwur von Buchenwald) 

http: //www.neues-deutsch- 

lad de/artikel/936996.das-siebte-kreuz-in-sach- 
senhausen.html 
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Tino Brandt - Nazifunktionär im 
Auftrage des Verfassungsschutz 


Teil I 


| Die gesamte Woche ist für die Ver- 
nehmung des ehemaligen führen- 
den Nazifunktionärs, Mitbegrün- 
ders des Thüringer Heimatschutzes und 
langjährigen V-Mannes des Thüringer 
Verfassungsschutzes Tino Brandt vorge- 
sehen. Brandt sitzt seit kurzem in Unter- 
suchungshaft, es wird ihm unter anderem 
vorgeworfen, junge Männer zur Prostitu- 
tion angehalten zu haben. 

Brandt war bis zu seiner Enttarnung 
2001 die maßgebliche Informationsquelle 
des Thüringer Landesamtes für Verfas- 
sungsschutz. Er war, so sagte er heute, zu- 
nächst in der Anti-Antifa Ostthüringen Ak- 
tiv, aus der später als gemeinsame Organi- 
sation der Thüringer Kameradschaften der 
THS gegründet wurde. Er beschrieb seine 
Tätigkeit als V-Mann sowie seine Naziak- 
tivitäten sehr vorsichtig, bekräftigte seine 
nach wie vor vorhandene nationalsozialis- 
tische Ideologie, verharmloste aber vor al- 
lem die Gewalttätigkeit des THS. 

Seine Tätigkeit für den Verfassungs- 
schutz entstand bei einem einfachen In- 
formationsgespräch. Seine zwei Kontakt- 
personen teilten ihm mit, er müsse nicht 
über Straftaten seiner „Kameraden“ be- 
richten, weil der Verfassungsschutz keine 
Strafverfolgungsbehörde sei. Sie wollten 
nur wissen, wer mit wem zusammenar- 
beite. Auf dieser vereinbarten Basis habe 
er immer die Wahrheit berichtet. Als das 
Landesamt ihm vorschreiben wollte, be- 
stimmte politische Funktionen nicht zu 
übernehmen und bestimmte Aktionen 
nicht durchzuführen, habe er dies verwei- 
gert, ihm sei zwar mit der Beendigung 
seiner Tätigkeit gedroht worden, das sei 


Neue alte Sp 


aber nie passiert. Der Verfassungsschutz 
nahm also ganz bewusst in Kauf, dass 
Brandt als V-Mann keine Angaben über 
Straftaten der Naziszene berichtete und 
ermöglichte Brandt ein Doppelspiel, in 
dem der Aufbau des THS mit Staatsgel- 
dern finanziert wurde und lediglich allge- 
meine Informationen zu Demonstratio- 
nen, Flugblättern und Funktionären mit- 
geteilt wurden. 

100000 bis 140000 Euro hätte er ver- 
mutlich insgesamt für seine Tätigkeit er- 
halten. Das Geld sei für politische Betäti- 
gung, Transport- und Telefonkosten, 
Flugblätter, aber auch beispielsweise für 
Strafbefehle des Andr& Kapke ausgege- 
ben worden. Seine Tätigkeit habe er di- 
rekt nach seiner Anwerbung dem NPD- 
Funktionär Kai Dalek „gemeldet“, von 
dem wir heute wissen, dass er selbst für 
den Verfassungsschutz arbeitete. Mit an- 
deren habe er nicht explizit über seine V- 
Mann-Tätigkeit gesprochen, er habe aber 
angenommen, dass vielen dies bewusst 
war, weil er ja beständig Geld in die Ar- 
beit steckte, dass nur vom Amt kommen 
konnte und nicht aus seiner Arbeit. 

Das Trio und die Angeklagten (bis auf 
den aus Sachsen stammenden Andre Emin- 
ger) kannte er sehr gut aus der gemeinsa- 
men politischen Arbeit. Die „Jenaer“ seien 
in unterschiedlicher Besetzung zu den 
THS-Kadersitzungen alle 4 bis 6 Wochen 
gekommen. Auch Beate Zschäpe habe 
etwa bei Schulungen zu Germanentum und 
Nationalsozialismus ein festgefügtes Welt- 
bild gezeigt. Die Kameradschaft Jena sei 
sehr elitär aufgetreten, habe mehr auf 
„Klasse“ denn auf „Masse“ gesetzt. Alle 


uren 


Zum NSU-Anschlag in der Kölner Probsteigasse 


Im Juni 2014 wurde im NSU-Pro- 
zess in München der Anschlag in der 
Kölner Probsteigasse aus dem Jahre 
2001 verhandelt. Im Verlauf der Prozessta- 
ge kam ans Licht, dass es 2001 eine Spur in 
die Kölner Neonazi-Szene gegeben hatte, 
die aber nicht weiter verfolgt wurde. 

Damals wurde bei dem Bombenan- 
schlag auf ein Lebensmittelgeschäft, das 
einer deutsch-iranischen Familie gehört, 
die Tochter schwer verletzt. Ein Mann 
hatte kurz vor Weihnachten 2000 einen 
Korb mit einer Dose im Geschäft abge- 
stellt und nicht wieder abgeholt. Als die 
Tochter Anfang 2001 die Dose öffnete, 
kam es zur Explosion. 

Aufgrund der Täterbeschreibung durch 
Tochter und Vater wurde ein Phantombild 
angefertigt, in dem Ermittler den Kölner 
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Neonazi Johann H. zu erkennen glaubten. 
Sie legten der Familie daraufhin Fotos 
von H. vor. Eine Übereinstimmung konn- 
ten sie jedoch nicht erkennen. Aus diesem 
Grund verfolgten die Ermittler die Spur 
nicht weiter. Im NSU-Prozess kritisierten 
die Anwältinnen der Familie, die damals 
vorgelegten Fotos seien von so schlechter 
Qualität gewesen, dass keinerlei Ähnlich- 
keiten zu irgendeiner Person erkennbar 
gewesen wären. 

Das kürzlich veröffentlichte Phantom- 
bild weist tatsächlich eine verstörende 
Ähnlichkeit zu H. auf (veröffentlicht u.a. 
im Express). 

Als sich der NSU im November 2011 
selbst enttarnte, bekannte er sich in seinem 
Bekennervideo auch zum Anschlag in der 
Probsteigasse. Bei den folgenden Ermitt- 


hätten ein gefestigtes nationalsozialisti- 
sches Weltbild gehabt und seien auch in der 
Lage gewesen, dies argumentativ zu vertre- 
ten. Der NSU entstand als praktisch als Je- 
naer Sektion des THS und wurde mit Hilfe 
des V-Mannes Brandt aufgebaut. 

Nach dem Abtauchen von Böhnhardt, 
Mundlos und Zschäpe habe er Pogromly- 
Spiele verkauft und den Gewinn anfangs 
über Kapke, später über Schultze an die 
Drei weitergeleitet. Aus den Kreisen des 
THS sei von vielen gesammelt worden. 
Er habe auch Geld vom Landesamt für 
Verfassungsschutz für die drei erhalten 
und weitergeleitet, 1000 oder 2000 DM. 

Mindestens einmal habe er auch mit 
Mundlos oder Böhnhardt telefoniert, da 
diese wissen wollten, wie viel Geld er ge- 
sammelt hatte — es bestand der Verdacht, 
dass Kapke Spenden veruntreut habe. Die 
Koordination der Kontakte sei dann von 
Carsten Schultze vorgenommen worden. 
Selbst in der Illegalität konnten sich die 
NSU-Mitglieder also auf Brandt verlas- 
sen, selbst in der Illegalität wurden sie mit 
Staatsgeldern finanziert. 

Insgesamt wurde deutlich, dass der V- 
Mann Brandt den THS maßgeblich mit 
aufbaute, eines der Vorbilder der Jenaer 
Gruppe war und diese stark beeinflusste. 

Die Vernehmung am Mittwoch und 
Donnerstag wird viele dieser Themen 
noch ausführlicher erörtern. Es bleibt ab- 
zuwarten, ob Brandt bei Details ebenfalls 
Erinnerungslücken vortäuschen wird oder 
ob er einmal in seinem V-Mann-Leben 
„sein Geld wert“ sein wird. 
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lungen fiel auch Mitarbeiter_innen des Ver- 
fassungsschutzes die Ähnlichkeit des Phan- 
tombildes mit Johann H. auf. Doch auch 
diesmal wurde der Spur nicht weiter nach- 
gegangen. Der NSU-Prozess-Blog der Zeit 
zitiert diesbezüglich aus einem Schreiben 
des Innenministeriums: „Anhaltspunkte für 
eine Tatbeteiligung bestehen nicht“. 

Auch diesmal wurde Johann H. nicht ein- 
mal vernommen. Dabei bewegt er sich seit 
über 25 Jahren in der Neonazi-Szene. Seine 
eigene Laufbahn beschrieb er 2007 in einem 
Gespräch mit einem Blatt der Neonazi-Szene 
wie folgt: „Wehrsportgruppe, Mitglied der 
Nationalistischen Front, bis 1994 Mitglied 
der Freiheitlichen deutschen Arbeiterpartei — 
FAP, 1998 Mitbegründer der Kameradschaft 
Köln, 1999 kurz nach der Gründung Mit- 
glied des Kampfbundes Deutscher Sozialis- 
ten.“ 1985 war H. wegen Verstoßes gegen 
das Sprengstoffgesetzes verurteilt worden 
und gehörte zu einer Scharfschützen-Reser- 
vistengemeinschaft der Bundeswehr. 


Deutsche Stimme abschalten! - 
gelungener Aktionstag 


Am Ende hatte sich alles gelohnt: 
Zwei Jahre Vorbereitung, unzäh- 
lige Bündnistreffen, der Gang 
vor das Verwaltungsgericht Dresden, 
das zwei Tage vor der Demonstration 
die anmaßenden Auflagen des Land- 
ratsamtes Meißen kippte, die viele 
Fahrerei und der ganze Ärger: Am 21. 
Juni hat der Aktionstag des Bündnisses 
„Deutsche Stimme abschalten!” in Rie- 
sa erfolgreich stattgefunden. 

Er begann am Vormittag mit einer „wan- 
dernden Präsentation‘ der neuen Neofa- 
ausstellung, die vom Rathausplatz über 
die Hauptstraße zum Kino führte, vor dem 
das Bündnis einen Infotisch aufgebaut 
hatte. Dahinter hing die Ausstellung an ei- 
nem (extra aufgestellten) Bauzaun, die 
Idee funktionierte gut und kann nachge- 
nutzt werden. Anschließend versammel- 
ten sich die Demonstrationsteilnehmer in 
der Nähe des Gewerbegebietes, in dem 
der Verlag der „Deutschen Stimme“ sitzt. 
Mehr als 200 Demonstranten waren es 
nicht, das war der einzige Wermutstropfen 
dieses Tages. Doch angesichts dessen, 
dass sächsische Antifas zeitgleich gegen 
einen Naziaufmarsch protestierten und die 
Kleinstadt Riesa für eine bundesweite De- 
monstration doch etwas abgelegen ist, ent- 
sprach die Beteiligung wahrscheinlich den 
Möglichkeiten. Gut vertreten war auf je- 
den Fall die sächsische Polizei, die be- 
stimmt mehr Beamte (vor allem aus Leip- 
zig und Dresden) im Einsatz hatte, als De- 
monstranten anwesend waren. 

Dieser „Großeinsatz“ spiegelte in ge- 
wisser Weise auch die Unsicherheit der 
örtlichen Behörden im Vorfeld des Akti- 
onstages wieder. Noch nie hat es in Riesa 
eine öffentliche Aktion direkt vor dem 
Gebäude des Verlages gegeben, seit die 
„Deutsche Stimme“ vor 14(!) Jahren aus 
dem oberbayerischen Dorf Sinning ver- 
trieben und nach kurzem Halt in Stuttgart 
in Riesa ansässig wurde. Dass dies der ei- 
gentliche Skandal ist, der das Städtchen in 


ein denkbar 
schlechtes Licht 
rückt, ist der Mehr- 
heit der Riesaer 
Bürgerinnen und 
Bürger nicht be- 
wusst. Im Stadtrat 
verfügt die NPD 
über 2 Sitze, ge- 
nauso viele wie die 
SPD. Das Gebäude ®* 
in der Geschwister- 
Scholl-Straße hat 
sie von der örtli- 
chen Volksbank er- 
worben und die NPD-Kader gelten als 
freundliche Nachbarn und Geschäftspart- 
ner. Am Anfang entwickelte sich die NPD 
Immobilie sogar zu einer Art sozialem 
Treffpunkt. Fast eine bemerkenswerte 
Aktion, dass die Stadt - um Abgrenzung 
bemüht — wenigstens die Straße in „Ge- 
schwister-Scholl-Straße‘“ umbenannte. 

Besonders willkommen fühlten sich die 
Demonstrationsteilnehmer auf ihrem 
Marsch und bei der Abschlusskundge- 
bung nicht. Zwar hielten sich Nazipöbe- 
leien in Grenzen, doch auf viele Anwoh- 
ner der Demonstrationsroute wirkte der 
Zug wohl bestenfalls exotisch. Mehr da- 
rüber weiß die NSA, weil die die Kom- 
mentare kennt, mit denen die von Fens- 
tern und Balkonen aus geschossenen 
Handyfotos gepostet wurden. Gewisse 
Gereiztheiten wurden auf jeden Fall bei 
den Bewohnern der Einfamilienhäuser 
rund um den Kundgebungsplatz deutlich. 
Zwar hatte die Polizei das NPD-Gebäude 
weiträumig mit Gittern abgesperrt, aber 
offensichtlich nicht über die Straßensper- 
rung informiert. 

Doch letztlich war das bedeutungslos. 
Auf der Abschlusskundgebung kamen 
endlich einmal die zu Wort, die der NPD 
und den menschenverachtenden und ras- 
sistischen Hetzern von der „Deutschen 
Stimme“ die beschauliche Ruhe in Riesa 


nicht gönnen. So Andreas Näther vom 
„Riesaer Appell“, der sich für die Mög- 
lichkeit bedankte, das 1. Mal auf öffentli- 
chem Gelände gegen die NPD protestie- 
ren zu können. So die Landtagsabgeord- 
neten Henning Homann von der SPD und 
Kerstin Köditz von der Linken, die die 
Rolle der NPD als „Hinterland“ regiona- 
ler Nazibanden aufdeckten. Und „Feine 
Sahne Fischfilet“ spielte auf. Jene Band, 
die im letzten Jahr aus Riesa ausgeladen 
wurde, weil sich die NPD im Stadtrat 
über den geplanten Auftritt der „Linksex- 
tremisten“ beschwert hatte. Am Abend 
wurde ihr Konzert zur großen Freude ih- 
rer Fans, die schon bei der Kundgebung 
mitgetanzt hatten, im örtlichen Jugend- 
klub nachgeholt. 

Wahrscheinlich war der größte Erfolg 
des Aktionstages, bewiesen zu haben, 
dass demokratische Grundregeln auch in 
sächsischen Kleinstädten gelten. Dass die 
schweigende Akzeptanz von Nazis durch- 
brochen werden kann und durchbrochen 
werden muss. Die Bündnispartner vor 
Ort, zermürbt von vergeblichen Kämpfen 
gegen schweigende Mehrheiten haben 
neue ermutigende Erfahrungen gewon- 
nen. Und das muss weitergehen. So lan- 
ge, bis die „Deutsche Stimme“ eines Ta- 
ges auch aus Riesa vertrieben wird. 

VVN-BdAU 


Angesichts dieser Biographie kann die 
Einschätzung des Innenministeriums nur 
verwundern. In Köln gehörte H. zum Füh- 
rungszirkel der „Kameradschaft Köln“ um 
Axel Reitz und Paul Breuer. Als diese 
2007 eine Haftstrafe absitzen mussten, 
übernahm H. die Führung. H. gehört nicht 
zu den Neonazis, die bei Demonstrationen 
und Veranstaltungen im Rampenlicht ste- 
hen. Er bewegt sich eher im Hintergrund. 
Gleichwohl ist er bereits als Redner bei in- 
ternen Veranstaltungen aufgetreten, so 
z.B. im November 2009 in Erftstadt bei 
der jährlichen Jahresabschlussfeier der 
„Kameradschaft Köln“. Über eben jene 
Veranstaltung berichtete das WDR-Maga- 


zin Westpol Ende November 2011. Ein 
Teilnehmer hatte Westpol gegenüber aus- 
gesagt, an dieser Veranstaltung hätten 
auch Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und 
Beate Zschäpe teilgenommen. Auch wenn 
sich der Verdacht einer möglichen Täter- 
schaft Hs. nicht erhärtet, bleiben zum An- 
schlag in der Probsteigasse viele Fragen 
offen. Wie kam es zur Auswahl des Ziels? 
Das Geschäft lag abseits der großen Stra- 
Ben in Köln. Von außen war nicht ersicht- 
lich, dass es von einer deutsch-iranischen 
Familie betrieben wurde. Das Phantom- 
bild weist zudem keinerlei Ähnlichkeit 
mit Mundlos oder Böhnhardt auf. Gehör- 
ten demnach doch noch mehr Personen 


zum NSU? Oder handelt es sich nicht um 
einen Anschlag des NSU? Warum taucht 
er dann aber im Bekennervideo auf? 
Zschäpes Anwalt Wolfgang Stahl behaup- 
tete in München, dass es sich um Tritt- 
bettfahrerei gehandelt habe. Wenn dies 
zutrifft, bleibt die Frage, warum der NSU 
gerade jenen und nur jenen nicht selbst 
verübten Anschlag für sein Video nutzt? 
Dies würde bedeuten, dass der NSU, an- 
ders als die Ermittlungsbehörden, den 
rassistischen Hintergrund des Anschlags 
erkannt hätte. 
http:/www.mbr-koeln.de/2014/07/ 
16/neue-alte-spuren-zum-nsu-anschlag- 
in-der-koelner-probsteigasse/ 
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Fortsetzung von Seite 1 


Lage sei, die staatstragenden Parteien, 
insbesondere aber „die Union von rechts 
unter Druck“ (JF 41/2009, 1) zu setzen 
und eine Ausdifferenzierung des Partei- 
ensystems nach rechts hin zu bewirken. 

Das IfS enthielt sich solch parteipoliti- 
scher Ambitionen, verstand sich selbst als 
„Kern einer konservativen Denkfabrik“ 
(Weißmann 2011, 74) in der Tradition der 
Konservativen Revolution. Es widmete 
sich den Bereichen von Forschung und 
Wissenschaft, Fortbildung und Politikbe- 
ratung. „Uns geht es“, umschrieb Weiß- 
mann die metapolitische Stoßrichtung des 
Instituts (JF 36/2001, 6), „um geistigen 
Einfluß, nicht die intellektuelle Luftho- 
heit über Stammtischen, sondern über 
Hörsälen und Seminarräumen interessiert 
uns, es geht um Einfluß auf die Köpfe, 
und wenn die Köpfe auf den Schultern 
von Macht- und Mandatsträgern sitzen, 
um so besser.‘ Das IfS sei eine „Kader- 
schmiede des Metapolitischen“, schrieb 
Moritz Schwarz (JF 17/2002); es gehe 
aber nicht nur um die „Bildung einer rein 
geistigen“ Elite, sondern langfristig um 
die einer „klassischen Elite“, die in der 
Lage sei, „Geistigkeit auch in Führungs- 
kompetenz umzusetzen“ und „Entschei- 
dungspositionen in Kultur, Gesellschaft 
und Politik“ zu erringen und „somit mit 
den Eliten des linken und liberalen Spek- 
trums“ gleichzuziehen. 

Die unterschiedlichen strategischen 
Orientierungen führten zuweilen zu Irrita- 
tionen. So gab es über einen längeren 
Zeitraum eine z.T. heftig geführte Debat- 
te über den Begriff ‚Neue Rechte,, der 
von Seiten des IfS durchaus als Ehrentitel 
für die ‚Sezession,, die Loslösung vom 
hegemonialen Diskurs und von einem ge- 
wöhnlichen, mehr oder weniger sinnent- 
leerten Konservatismus, verstanden wird. 
Dieter Stein bestritt Sinn und Nutzen die- 
ses Begriffs und hielt ihn für rufschädi- 
gend, aus seiner Sicht angesichts der 
langjährigen Auseinandersetzung mit 
dem NRW-Verfassungsschutz durchaus 
verständlich. Stattdessen plädierte er, 
ganz im Sinne der vorhin skizzierten stra- 
tegischen Orientierung, für die vorbehalt- 
lose Besetzung des Begriffs ‚konservativ,, 
da für ihn „der politisch-publizistische 
Standort ‚konservativ, in Deutschland 
durch keine etablierte Partei oder ein Me- 
dium vertreten“ sei. 

In der Sache, nämlich in Bezug auf das 
Konservatismusverständnis, war diese De- 
batte wenig ergiebig. Beide Seiten stimm- 
ten in ihrem positiven Bezug auf die Kon- 
servative Revolution und die Strömung des 
Weimarer Jungkonservatismus überein. 
Die JF hat sich in ihrem „Leitbild“ aus- 
drücklich dazu bekannt. Allerdings spiegelt 
sich in diesen Irritationen das prekäre Ver- 
hältnis von Realpolitik und Metapolitik wi- 
der. Beide Formen des politischen Kamp- 
fes finden zwar ihre Einheit im identischen 
Ziel, unterscheiden sich aber in ihrem Blick 
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auf die konkrete Lage, die es nach Maßga- 
be des Ziels zu verändern gilt. Realpolitik 
orientiert sich am Möglichen, trifft ihre 
Entscheidungen immer unter den gegebe- 
nen Bedingungen, berücksichtigt die ge- 
sellschaftlichen und politischen Kräftever- 
hältnisse, macht Kompromisse, geht takti- 
sche Umwege etc.; Metapolitik dagegen 
bewegt sich im Modus des Weltanschau- 
ungs- und Kulturkampfes und sucht in den 
konkreten politischen Auseinandersetzun- 
gen die „Absicherung im Prinzipiellen“ 
(Weißmann 2007, 87), die das Mögliche 
immer mit dem Stempel des Vorläufigen 
versieht. Insofern stehen Real- und Meta- 
politik in einem Spannungsverhältnis zuei- 
nander, das die Möglichkeit von Irritatio- 
nen und Differenzen in sich birgt. Anderer- 
seits aber muss auch der Metapolitiker sa- 
gen können, welche politischen Entschei- 
dungen und Entwicklungen in einer kon- 
kreten Situation er für (relativ) sinnvoller 
hält und welche nicht. Metapolitik ist, so 
Weißmann, keine „Ausflucht‘‘ (ebd.), etwa 
in Form einer unverbindlichen Kulturkritik, 
sondern muss auch den Regeln der Pol itik 
als einer „Kunst des Möglichen“ Rechnung 
tragen. 


Das Verhältnis zur AfD 


Dieter Stein begründete in einem Bei- 
trag für ein Sonderheft der Sezession 
(„Alternativen für Deutschland“, Mai 
2013) die publizistische Unterstützung 
für das AfD-Projekt damit, dass die AfD 
das „Thema der verantwortungslosen 
Euro-Rettung“ und damit verbunden 
„die endgültige Schleifung der nationa- 
len Souveränität“ in das „Zentrum der 
Debatte“ gerückt habe; zudem betonte 
er, dass es bei aller gebotenen Skepsis 
gegenüber der weiteren Entwicklung 
der AfD „von übergeordnetem Interes- 
se“, d.h. vorrangig sei, das „Monopol[ ] 
der CDU“ zu brechen (Stein 2013, 19). 
Als ‚Morgengabe, einer gedeihlichen 
Zusammenarbeit verfasste Stein einen 
programmatischen Text „Für eine neue 
Nation“ (JF 41/2013, 18), der eigentlich 
auf die Auseinandersetzungen in der 
Deutschen Burschenschaft (DB) ge- 
münzt war,’ zweifellos aber auch die 
Bedürfnisse der AfD im Blick hatte, in- 
sofern er sich auf die seiner Meinung 
nach liberalen, freiheitlichen Traditio- 
nen der DB berief und für einen „erneu- 
erten Volkstumsbegriff“ warb. Denn 
nach fünfzig Jahren Einwanderung habe 
„sich das Bild Deutschlands gewan- 
delt“. Es sei daher „realitätsfremd“, „an 
einem engherzigen volkstumsbezogenen 
Vaterlandsbegriff festzuhalten, der inte- 
grationswillige Einwanderer und Kinder 
von solchen“ ausschließe. Steins Aus- 
führungen knüpfen an das JF-offiziöse 
„Manifest für die Zukunft Deutschlands 
im 21. Jahrhundert“ (JF 42/2012, 3), das 
von dem Burschenschaftler Michael 
Paulwitz verfasst wurde (vgl. auch Paul- 


witz, in: JF 49/2012, 22). Mittlerweile 
hat Stein seinen Beitrag zum Ausgangs- 
punkt eines Buches gemacht (vgl. Stein 
2014). 

Gegenüber soviel realpolitisch moti- 
vierter Flexibilität waren bereits vor Er- 
scheinen dieses Artikels Stimmen aus 
dem IfS laut geworden, die die publizisti- 
sche Unterstützungsarbeit der JF mit 
Skepsis und Kritik bedachten. Sie wiesen 
warnend auf eine womöglich zu starke 
Anpassungsbereitschaft der Partei an den 
hegemonialen Diskurs hin, die nicht mehr 
abgedeckt sei durch eine den Umständen 
angemessene Taktik der politischen „Mi- 
mikry“ (vgl. Lichtmesz 2013a). Die Un- 
terstützung für die AfD könne dem mög- 
licherweise Vorschub leisten (vgl. Licht- 
mesz 2013b). Konkrete Anlässe für diese 
Interventionen waren der „Fall Kuhl- 
mann“ — der evangelikale, islamfeindli- 
che Theologe, JF-Autor und IfS-Referent, 
war als Redner von einer AfD-Veranstal- 
tung ausgeladen worden (siehe Neue Os- 
nabrücker Zeitung v. 12.09.2013) —, der 
der JF nur eine Randnotiz wert war (JF 
39/2013), und im verständnisvollen Ton 
gehaltene Äußerungen zum Aufnahme- 
stopp für „Die Freiheit“-Mitglieder (Mar- 
cus Schmidt, JF 42/2013). 

Im Oktober schließlich sagte die JF ih- 
ren Stand auf dem vom IfS veranstalteten 
Vernetzungstreffen, dem zum zweiten Mal 
stattfindenden Zwischentag, ab. Dieter 
Stein ließ seinen Mitarbeiter Henning 
Hoffgaard (JF 42/2013, 18) ‚mitteilen‘, 
dass eine breitere politische Aufstellung 
der Messe erwünscht sei, vorausgesetzt, es 
komme „zu einer selbstkritischen Ausei- 
nandersetzung über ‚rechte‘ Positionen“. 
Angespielt wurde damit zum einen auf den 
(angekündigten) Auftritt des „italienischen 
Publizisten und Vordenkers des neofa- 
schistischen Projekts Casa Pound“, Ga- 
briele Adinolfi, von dem Hoffgaard zu be- 
richten wusste, dass ihm die Verwicklung 
in den Anschlag von Bologna (1980) ange- 
lastet werde. Zum anderen auf einen (nicht 
angekündigten) Redebeitrag des stellver- 
tretenden Fraktionsvorsitzenden der ne- 
onationalsozialistischen Partei Jobbik, 
Märton Gyöngyösi, der — so Hoffgaard — 
„in der Vergangenheit vor allem durch sei- 
ne als antisemitisch kritisierte Reden auf 
sich aufmerksam gemacht‘ habe. Und: 
„2012 hatte er gefordert, Juden, die für den 
ungarischen Staat arbeiten, registrieren zu 
lassen. Später hatte er sich für seine Äuße- 
rungen entschuldigt. Er habe damit nur un- 
garische Juden mit einer israelischen 
Staatsangehörigkeit gemeint.‘ 

Die von der JF erhobene Forderung 
nach einer selbstkritischen Besinnung 
knüpfte zweifellos an ihre sorgsam ge- 
pflegten Abgrenzungsbemühungen von 
der NPD an, ebenso wie an ihre Kritik an 
der Zweckmäßigkeit des Begriffs „Neue 
Rechte“ (wobei letztere nie ein Grund 
war für die Aufkündigung der Zusam- 

— 


Bunt statt Braun- Nazis raus! 


Am 2.8.2014 wollen Neonazis wieder 
ihre jährliche Heldenverehrung am 
Nenndorier Wincklerbad durchführen. 
Das ehemalige Badehaus wurde in den 
Nachkriegsjahren 1945-47 vom Briti- 
schen Geheimdienst als Verhörzentrum 
genutzt. Zweck des Gefangenenlagers 
war die Verhinderung von Bürgerkriegs- 
handlungen und weiterer politischer Ein- 
flussnahme durch Nationalsozialisten. Es 
kam in dieser Einrichtung zu schweren 
Übergriffen auf Häftlinge. Zwei von ih- 
nen starben an den Folgen der Misshand- 
lungen. Nachdem die Vorgänge im Nenn- 
dorfer Lager den britischen Militärbehör- 
den in Deutschland und dem britischen 
Unterhaus bekannt geworden sind, wur- 
den Verantwortliche vor Gericht gestellt, 
und das Lager wurde geschlossen. 


menarbeit mit dem IfS). Götz Kubitschek 
freilich nahm die Forderung (vor dem 
Hintergrund der vorhin beschriebenen 
Vorgeschichte) ziemlich grundsätzlich, 
beschwerte sich über die seiner Meinung 
nach einseitige und falsche Fixierung des 
JF-Artikels auf „die Enttarnung des frag- 
würdigen ausländischen Besuchs“ und 
rückte ihn im Rahmen eines Textver- 
gleichs in die Nähe der Berichterstattung 
der Berliner Zeitung und der Jungle 
World (Sezession im Netz v. 06.10.2013). 
In der an seinen Beitrag anknüpfenden 
Diskussion auf SiN stellte er die polemi- 
sche Frage: „wer ist partner, wer gegner, 
wer egal?“ 

Dieses Misstrauensvotum an die Adres- 
se der JF speist sich aus einer Überle- 
gung, die Kubitschek an früherer Stelle 
geäußert hat. Im Vorwort zu dem bereits 
erwähnten Mai-Sonderheft der Sezession 
(Kubitschek 2013, 1) entwickelt er fol- 
gende Problemsicht: zunächst gewinnt er 
dem AFD-Kurs der JF Positives ab, inso- 
fern es sich „bei der AfD um eine Aus- 
weitung der Kampfzone und um die Öff- 
nung eines zusätzlichen Resonanzraums“ 
handele. Zugleich aber, so die Warnung, 
sei dies „die Zementierung einer Mauer“, 
will sagen: „‚Wer jetzt nicht mit dabei ist, 
sondern von rechts kritisiert, ist gründli- 
cher außen vor als bisher. Denn er ist 
selbst an diese Bewegung nicht mehr an- 
schlußfähig. Insofern käme der AfD im 
System des Machterhalts und des Eliten- 
wechsels der Mitte die Rolle des Staub- 
saugers und zugleich der Kantenschere 
zu.“ 


Götz Kubitschek: 

Der Einzelne, der politische 
Raum und das Ganze 

Wovor Kubitschek warnte, ist zweifellos 
realpolitisch gedacht, drückt aber zu- 
gleich ein Dilemma aus, das durchaus 


Geschichtsfälscher und 
Holocaustleugner 


Seit 2006 versuchen Neonazis mit soge- 
nannten „Trauermärschen“ das Winckler- 
bad zu einer Nazi-Kultstätte zu machen. 
Wie an anderen Orten sollen örtliche Ver- 
fehlungen britischer Behörden genutzt 
werden, um deutsche Kriegsschuld 
grundsätzlich zu leugnen. Unter dem 
Deckmantel der „Trauer“ halten verurteil- 
te Holocaustleugner, Volksverhetzer und 
Rassisten Brandreden, huldigen der Waf- 
fenSS und drohen, solange wiederzukom- 
men, bis das Wincklerbad in ein „Folter- 
museum“ umgebaut worden ist. ... 


Nazi-Märsche bröckeln ab! 


Der bunte, vielfältige und friedliche Wi- 
derstand der letzten Jahre hat bereits dazu 


selbstverursacht ist. Am deutlichsten 
wird das bei Kubitschek selbst und des- 
sen Reflexionen über die Sphären des 
Einzelnen, des politischen Raums und 
des Ganzen (Kubitschek 2014, 33-35). 
Sein existentialistisches Politik-Verständ- 
nis mit der emphatischen Bezugnahme 
auf das „anmaßende Ich‘ transportiert 
eine Beliebigkeit des Handelns, der es im 
Wesentlichen um die Selbstbehauptung 
im Kampf zu tun ist: der Einzelne als 
„Ein-Mann-Kaserne“. Das Handeln müs- 
se dem Kriterium der „expressiven Los- 
lösung“ genügen: „Denn dies gehört zum 
unverwechselbaren Stil der Ein-Mann- 
Kaserne, deren Tore aus Mangel an Ver- 
söhnung mit den gegenwärtigen Verhält- 
nissen geschlossen wurden“ (Kubitschek 
2012, 13; Hervorh. v. Vf.). Daran gemes- 
sen erscheint der gegebene Raum des Po- 
litischen bloß als eine Sphäre, die von 
„der Arbeit am Machbaren“, von „Aus- 
gleich und Kompromiß“ geprägt ist 
(2014, 34). Hier regiert das „Angemesse- 
ne“, nicht die „Anmaßung“ des Einzel- 
nen, sein Schicksal selbst zu bestimmen. 
Der Politiker wird zum „anti-erhabenen 
Typ [...] und kann keine Alternative 
mehr formulieren.‘ (35) Was aber ist die 
große Alternative, wenn das „Ganze“, 
vulgo: das System, angesichts der 
„schleichende Katastrophe, dieser Auflö- 
sung aller Dinge“ in Frage steht? Kubit- 
schek nimmt diesbezüglich Zuflucht zu 
Maßstäben, die aus anderen Feldern als 
dem der Politik herrühren, aus den Berei- 
chen des Religiösen und Ästhetischen. 
Wer die Alternative wolle, brauche eine 
„Große Erzählung“, eine nationale My- 
thologie, „und vor allem wäre er von 
furchterregender, angemessen (!) rück- 
sichtsloser Entschlossenheit. Der Einzel- 
ne und sein inneres, sein poetisches 
Reich — wer wirklich schöpferisch und 
restaurativ zugleich wirken will, muß 
dort gewohnt haben.“ Stauffenberg und 


geführt, dass die Zahl der am „Trauer- 
marsch“ teilnehmenden Neonazis von ca. 
1000 in 2010 auf weniger als 300 im Au- 
gust 2013 eingebrochen ist. ... Der Ver- 
such, diese Niederlage im November 2013 
mit einem neuen „Trauermarsch“ auszu- 
bügeln, brachte mit knapp 60 Teilnehmern 
erneut Frust ein, nun aber auch hämische 
Kommentare von Gleichgesinnten im In- 
ternet. ... 


Schluss mit Naziaufmärschen! Bad 
Nenndorf bleibt bunt - Basta! 


Wir stehen für eine weltoffene, demokra- 
tische und solidarische Gesellschaft! Tre- 
ten wir einem erneuten Nazi-Marsch ent- 
schlossen entgegen! 
Wir rufen alle demokratisch gesinnten 
Menschen auf, gemeinsam mit uns fried- 
lich und lautstark zu demonstrieren 
Steffen Holz:DGB Region Niedersach- 
sen-Mitte 


das Geheime Deutschland lassen grüs- 
sen. 

Kubitscheks Absage an eine realisti- 
sche Sichtweise des Politischen führt ihn 
vor eine Grundsatzentscheidung. In einer 
Situation, in der viel „Konservative und 
Rechte“ die Möglichkeit sähen, vermit- 
tels der AfD „zu Wirkung, Einfluß, sogar 
zu Macht zu gelangen“, wirft er die Frage 
auf, ob es recht sei, die Regularien des 
politischen Raums zur „Richtschnur rech- 
ten Denkens, Publizierens und Handelns“ 
zu machen, Parteidisziplin zu üben und 
auf die „Anmaßung — diese Maximalfor- 
derung des Ichs oder des Ganzen“ zu ver- 
zichten? Und das zu Gunsten einer „ganz 
klein wenig aufbrechenden, durch und 
durch liberalen, abgesicherten, auf die 
Mitte hin orientierten Konservatismus?“ 
Und mit Blick auf das Projekt Sezession 
heißt es zugespitzt: „Dies ist also eine 
grundsätzliche Entscheidung: für oder ge- 
gen die Sezession“ (Hervorh. v. Vf.). 

Kubitscheks Haltung zur AfD (und zur 
JF) nahm hier eine Wendung, die die 
Funktion und das Selbstverständnis der 
Zeitschrift berührte und damit der intern 
und zugleich öffentlich geführten Debatte 
im Umkreis des Instituts für Staatspolitik 
eine bewusste Schärfe verlieh. Der Adres- 
sat war vor allem: Karlheinz Weißmann. 

(Fortsetzung in der nächsten Ausgabe 
der AN) 
Fußnoten 
1 Zum Folgenden vgl. Kellershohn 2010a, 13-30. 
1 


nen um die geschichtspolitische Bewertung des Wi- 
derstandes gegen den Nationalsozialismus, speziell 
um die Rolle Stauffenbergs als „Landesverräter” 
oder Vorbild; zum anderen um die „Aufnahme eines 
Deutsch-Asiaten in eine Burschenschaft” (Stein, JF 
41, 2013, 18). Steins Intervention verfolgte auch 
parteipolitische Ziele, warnte er doch davor, dass 
sich die DB mit ihrer bisherigen ‚starren, Haltung in 
eine „rechts-reaktionäre Ecke” manövriere, so dass 
ihr nur noch die „rechtsradikale NPD” als „parla- 
mentarischer Anknüpfungspunkt” bliebe. 
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‘frankreich 


Ab nach Kassel, nein: Ab nach Cayenne 


Wegen rassistischer Sprüche: Front National-Kandidatin zu neun Monaten Haft 


ohne Bewährung verknackt 


Bis vor einigen Jahrzehnten hätte sie ihre 
Reise nach Cayenne noch mit einer Eisen- 
kugel am Fuß angetreten. Denn der Name 
der Hauptstadt von Französisch-Guyana 
war synonym für Verbannung und Zucht- 
haus: Bis im Jahr 1947 war die Cayenne 
vorgelagerte „Teufelsinsel“ eine berüch- 
tigte Strafanstalt. Allerdings war Rassis- 
mus in jener Zeit kaum strafbar. Einer der 
prominentesten Insassen des tropischen 
Zuchthauses war zeitweilig Alfred Drey- 
fus, Opfer staatlicher Rechtsbeugung. 
Heute ist Rassismus in Frankreich straf- 
bar — seit 1972 gibt es ein eigenes Gesetz 
dafür, 1990 und 2004 wurde es verschärft 
sowie um Geschichtsrevisionismus als Tat- 
bestand erweitert. Zuchthaus steht nicht da- 
rauf, allerdings sehr wohl Geld- und in 
schweren Fällen auch Gefängnisstrafen. 
Letztere werden jedoch nur selten verhängt, 
in der Regel bleibt es bei Geldbußen. Eine 
Ausnahme gab es nun in Cayenne für die 
vormalige Rathauskandidatin des rechtsex- 
treme Front National (FN) im ostfranzösi- 
schen Rethel, Anne-Sophie Leclere. Letzte- 
re war wegen incitation ä la haine raciale — 
eine ungefähre Entsprechung zum deut- 
schen Straftatbestand der „Volksverhet- 
zung“ - und Beleidigung angeklagt, und er- 
hielt dafür nun am Dienstag, den 15. Juli 
2014 eine Strafe von neun Monate Haft auf- 
gebrummt. Ohne Bewährung. Ferner wurde 
sie zu 50000 Euro Geldstrafe und fünfjähri- 
gem Entzug der Wählbarkeit verurteilt. 
Was war passiert? Am 17. Oktober 
2013 hatte die Fernsehsendung Envoye 
special gezeigt, wie Leclere auf ihrer Fa- 
cebook-Seite die schwarze, aus Franzö- 
sisch-Guyana stammende Justizministerin 
Christiane Taubira mit einem Affen ver- 
glich. Vor laufenden Kameras redete die 
damals 33jährige Ladenbesitzerin, die die 
FN-Liste zur Rathauswahl in Rethel (Be- 
zirk Ardennen) im März dieses Jahres an- 
führen sollte, sich daraufhin um Kopf und 
Kragen. Nein, natürlich, Schwarze seien 
„keine Affen, sondern Menschen“. Aber 
sie habe doch auch nur sagen wollen, Tau- 
bira sei „eine Wilde“ und hänge „besser 
an den Zweigen, als in der Regierung zu 
sitzen“. Die rechtsextreme Partei schloss 
ihre Kandidatin daraufhin wegen drohen- 
der Imageschädigung aus. (Andere Urhe- 
ber rassistischer Sprüche blieben unter- 
dessen Mitglieder beim FN, wie der 
23jährige Spitzenkandidat in Mitry-Clais 
in der Nähe des Pariser Flughafens Rois- 
sy. Er hatte sich ausgiebig über die jüdi- 
schen familiären Wurzeln des konservati- 
ven Spitzenpolitikers Jean-Frangois Cop& 
ausgelassen: „Im Haus dieser Leute isst 
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man kein Schwein“, „Sein Opa hieß Co- 
pelevic“...) 

Dafür wurde Anne-Sophie Leclere nun 
verknackt. Zusätzlich wurde ihre frühere 
Partei belangt und zu 30000 Geldstrafe 
verurteilt, mit der Begründung', wäre 
Leclere nicht zur Spitzenkandidatin er- 
hoben worden, hätten ihre Aussprüche 
auch nicht derartige öffentliche Auf- 
merksamkeit erzielt. FN-Vizepräsident 
Florian Philippot tobte deswegen, es 
handele sich um „wahrhafte Moskauer 
Prozesse“, denen seine Partei da zum 
Opfer falle, und versuchte die extreme 
Rechte einmal mehr als vom System un- 
terdrückt darzustellen. Dies ist natürlich 
Quatsch. Ansonsten stimmt es, dass die 
Haftung der Partei — die nicht direkt für 
die Aussprüche ihres einzelnen Mit- 
glieds bei Facebook verantwortlich 
zeichnet — auf juristisch fragwürdigen 
Grundlagen steht. Zumindest das Urteil 
gegen die Partei dürfte aller Wahrschein- 
lichkeit nach in der Berufungsinstanz 
keinen Bestand haben. Anders jenes ge- 
gen Leclere selbst, auch wenn nicht un- 
plausibel ist, dass das Strafmaß im Lau- 
fe des Rechtsweges doch erheblich redu- 
ziert werden könnte. 

In jedem Falle aber haben die Richter in 
Cayenne es geschafft, eine erhebliche Auf- 
merksamkeit in der öffentlichen Meinung 
zu erwecken. Sie setzten einen spektakulä- 
ren Gegenpunkt gegen die jüngst sich ab- 
zeichnende Tendenz, dass in Rassismus- 
und „Verhetzungs“prozessen selbst Geld- 
strafen durch die bürgerliche Justiz immer 
öfter zur Bewährung ausgesetzt wurden. 
(Jüngstes eindrucksvolles Beispiel: Der 
rechtskonservative Bürgermeister des west- 
französischen Cholet hatte im Juli 2013 vor 
einem Lokaljournalisten einen Spruch über 
Sinti abgelassen, demzufolge „Hitler viel- 
leicht nicht genug von denen getötet“ hat. 
Dafür erhielt er in erster Instanz am 23. Ja- 
nuar d. J. 3000 Geldstrafe... auf Bewäh- 
rung! Ein skandalöses Urteil, die Entschei- 
dung des Berufungsgerichts dazu fällt nun 
am 12. August.) 

Ferner unterstrichen die Richter in Ca- 
yenne in ihrem Urteil, besonders in einer 
Region wie Französisch-Guyana, die his- 
torisch stark vom Sklavenhandel und von 
Sklavenarbeit geprägt seien, sei eine Äu- 
Berung wie die von Leclere „besonders 
schmerzhaft und verletzend“ für die örtli- 
che Bevölkerung. — Lecleres Ausspruch im 
öffentlich-rechtlichen Fernsehen hatte im 
Übrigen eine ganze Serie von Vorfällen, 
wenn nicht ausgelöst, dann zumindest ein- 
geläutet. Am 25. Oktober 2013, eine gute 


Woche später, wurden Taubira bei einem 
Abstecher in die westfranzösische Stadt 
Angers Bananen gezeigt. Am 31. Oktober 
2013 war in der rechtsextremen Wochen- 
zeitung Minute in einer Karikatur zu lesen, 
der Vergleich Taubiras mit einem Affen sei 
eine Beleidigung... — für den Affen. Und 
am 13. November 2013 machte dieselbe 
Zeitung mit einem Titel auf, welcher wie- 
derum Wortspiele mit dem Namen Chrias- 
tiane Taubiras und den Begriffen „Affe“ 
sowie „Banane“ enthielt. Auch dazu sind 
Strafanzeigen, u.a. von Antirassismusorga- 
nisationen, anhängig. 


Hintergründe 


Das französische Recht sieht zwar norma- 
lerweise vor, dass jenes Gericht für eine 
Straftrat zuständig, in dessen Einzugsbe- 
reich sie begangen wurde. Aber bei Straf- 
taten im Internet kann jedes Gericht auf 
französischem Territorium angerufen 
werden, da die Äußerung überall empfan- 
gen werden kann — wer zuerst klagt, 
könnte zuerst Recht bekommen. Zwar 
kann der oder die Beklagte verlangen, 
dass die Strafsache näher am eigenen 
Wohnort verhandelt wird. Doch dafür 
muss ein Antrag gestellt werden. Leclere 
unterließ dies sträflich, wohl, weil sie das 
Gericht in Cayenne missachtete. Dieses 
war durch eine guyanische Regionalpartei 
(Walwari, welche dereinst durch Christia- 
ne Taubira gegründet wurde) angerufen 
worden. Die Abwesenheit der Angeklag- 
ten „rächte‘“ sich dadurch, dass diese fol- 
gerichtig ohne Anhörung ihrer Position 
verurteilt wurde. 


Rassistensolidarität 


Die geschasste Kandidatin will nun in Be- 
rufung gehen. Wäre sie rechtlich gut bera- 
ten, dann würde sie allerdings „Oppositi- 
on“ gegen das Urteil einlegen — ein Verfah- 
ren, das darauf hinausläuft, das Gericht für 
unzuständig zu erklären, das die Entschei- 
dung (in Abwesenheit der Beklagten) fällte, 
und einen neuen Prozess im Beisein der 
Beklagten einzuleiten — statt in Berufung 
zu gehen. Denn im letzteren Falle wird vor 
dem räumlich zuständigen Berufungsge- 
richt verhandelt werden. Und dieses liegt 
wiederum in Cayenne... 

Eine aus den Reihen der faschistischen 
„identitären Bewegung“ lancierte Internet- 
petition wollte unterdessen ihrerseits Geld 
für die Bezahlung ihrer Strafe sammeln — 
dies aber ist ebenfalls vom Strafgesetz aus- 
drücklich verboten, das kollektive Geld- 
sammlungen für das Begleichen einer ge- 
richtlich verhängten Strafe untersagt, und 


Demo(s) zum Gaza-Konflikt in Paris 


Straßenkämpfe und Polemiken. Probleme mit polizeilicher Repression, falscher 
Medienpropaganda und mit infiltrierten Antisemiten 


Von BERNARD SCHMID, PARIS, STAND: 


Am Sonntag, den 13. Juli sorgte eine 
pro-palästinensische Demonstration zum 
aktuellen militärischen Konflikt um 
Gaza für heftige Polemiken, die sich in 
der darauffolgenden Woche noch ver- 
schärften und zuspitzten. Eine neuerli- 
che Demonstration in Paris, die für den 
folgenden Samstag — den 19. Juli — ge- 
plant wurde, wurde daraufhin durch die 
französische Zentralregierung untersagt, 
und das Verbot wurde gerichtlich bestä- 
tigt. De facto konnte sie jedoch für kurze 
Zeit stattfinden: Das Demonstrations- 
recht konnte für kurze Zeit mit circa 
7000 bis 10000 Teilnehmer/inne/n 
durchgesetzt werden, bevor es infolge 
polizeilichen Tränengaseinsatzes, aber 
auch das Wirkens kleiner Grüppchen 
von Krawallsuchenden und Steinewer- 
fern zum Eklat und zur schnellen Eska- 
lation kam. Am darauffolgenden Tag 
(Sonntag, den 20. Juli) kam es in der Pa- 
riser Vorstadt Sarcelles zu noch heftige- 
ren Zusammenstößen. 


Doch der Reihe nach. 


In der französischen Hauptstadt gab es 
vergangene und diese Woche mehrere 
Aufrufe zu Protesten gegen eine Fortset- 
zung der militärischen Attacken auf den 
Gazastreifen. Dazu zähl(t)en eine Kund- 
gebung, die eher aus der institutionellen 
Linken heraus unterstützt wurde, am 
Freitag, den 11. Juli sowie erneut am 
Mittwoch, den 16. Juli. Diese Ereignisse 
gaben zu keinen weiteren Streitigkeiten 
Anlass. 

Anders stand es hingegen um die De- 
monstration von rund 20000 Menschen, 
die am Sonntag, den 13. Juli am Nachmit- 
tag von der Kreuzung Barbes-Roche- 
chouart ausgehend organisiert wurde. 
Diese zog zunächst durch das relativ stark 
von Einwanderung geprägte Barbes-Vier- 
tel — ein Stadtteil, den man ungefähr mit 
Kreuzberg in Berlin vergleichen könnte — 
und danach zu zwei zentralen Pariser 
Plätzen, der Place de la Republique und 
der Place de la Bastille. Blieb die De- 
monstration in ihrer ersten Hälfte voll- 
kommen friedlich, so scherten kleine 
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Gruppen oder Pulks ab der Höhe der Pla- 
ce de la Republique aus. 

Die Demonstration war im Durch- 
schnitt ausgesprochen jung und zu circa 
55 bis 60 Prozent weiblich. Im Unter- 
schied zu den zuvor stattgefundenen 
Kundgebungen wurde sie nicht haupt- 
sächlich durch politische Kräfte (über- 
wiegend aus der Linken), organisierte 
NGOs oder Gewerkschaften getragen, 
sondern vor allem aus der moslemischen 
Einwanderungsbevölkerung. Neben vie- 
len palästinensischen Flaggen wurden 
auch zahlreiche Fahnen der Haupther- 
kunftsländer von Einwanderern in Frank- 
reich mitgeführt: Tunesien, Algerien, Ma- 
rokko, Mauretanien... In politischer Hin- 
sicht waren die organisierten Kräfte in der 
Minderzahl. 15 bis 20 Prozent der De- 
monstration zählten zur Linken unter- 
schiedlicher Schattierungen, eine Mehr- 
heit war offensichtlich unorganisiert, kam 
mit der Familie oder zum Teil auch mit 
Moscheeverbänden oder Stadtteilgruppen 
von Einwanderern. Auch eine linke bzw. 
pazifistische jüdische Organisation, die 
UJFP (Union juive frangaise pour la 
paix), marschierte mit eigenen Fahnen 
und Flugblättern mit. 


Politische Positionen oder konfessio- 
nelles Ressentiment? 


1000 bis 2000 Personen schienen zu isla- 
mistischen Strömungen zu gehören. Zwei 
salafistische Fahnen waren zu sehen. Ein 
Teil davon, besonders aus den salafis- 
tisch beeinflussten Pulks, trat dabei sicht- 
lich aggressiv auf. Aber auch das martia- 
lische Auftreten der Polizei, die schon im 
oberen Teil der Demonstration Spalier 
rund um den Protestzug stand, als müsse 
sie Geschäfte schützen, während die 
(überwiegend von Algeriern betriebenen) 
Geschäfte am oberen Boulevard Barbe&s 
wohl kaum gefährdet waren, trugen zu 
einem angespannten Klima bei. Darauf 
hatten manche jungen Hitzköpfe, die ver- 
mutlich nach einem Blitzableiter für ihre 
Frustrationen und Energien suchten, 
wohl nur gewartet. 

Ihren dramatischten Ausdruck fanden 


könnte erneut bis zu 45000 Euro kosten. 
Am Donnerstag, den 17. Juli 2014 wurde 
bekannt, dass das den „Identitären‘“ nahe 
stehende Netzwerk Entraide solidarite 
(„Gegenseitige Hilfe und Solidarität“) eine 
solche Petition gegen die Verurteilung 
Lecleres durch eine „Bananenrepublik- 
Justiz“ lanciert hatte. Und entsprechend 
dazu aufrief, zu ihren Gunst Geld zu sam- 
meln. Die Lokalpresse in den Ardennen, 


wo Leclere wohnt, unterstrich am 18. Juli 
den illegalen Charakter solcher Appelle. 

Bernard Schmid, Paris 
1 Vgl. hier den vollständigen Urteilstext: 
hitp://www.youscribe.com/BookReader/lframeEm 
bed?productid=2477881 &width=auto&height=aut 
o&startPage= 1 &displayMode=scroll&document- 
Id=2454937 &fullscreen= 1 &token=Pnz7IEX3hlYUI 
NbKXTNr60AsI5@BPu4g75VRvSqMq95djoUBUIy 
aYD2vg%2fAGge%2b6uh%2bov763eqMömEIZxt 
019@%3d%3d 


die Spannungen jedoch im Schlussteil des 
Nachmittags, kurz nach dem offiziellen 
Abschluss der Demonstration auf der pla- 
ce de la Bastille. Rund um den Platz 
scherten kleine Gruppen von einigen Dut- 
zend Personen — aufgeheizte Jugendliche 
und salafistisch beeinflusste Aktivisten — 
aus, und suchten nach Konfrontations- 
möglichkeiten. 

Zugleich war eine Konfrontation auch 
von entgegengesetzter Seite vorbereitet 
worden. Seit Tagen hatte die rechtsradika- 
le „Jüdische Verteidigungsliga“ (LDJ, Li- 
gue de defense juive) in die unmittelbare 
Umgebung des Bastille-Viertels mobili- 
siertl. 

Die LDJ ist eine offen rassistische Or- 
ganisation und der französische Ableger 
der rechtsextremen „Kach“-Bewegung 
des 1990 in New York getöteten Meir Ka- 
hana. Ihr gehörte etwa auch der Massen- 
mörder Baruch Goldstein an. Infolge des 
von ihm 1994 in Hebron angerichteten 
Massakers wurden mehrere Ableger der 
internationalen Organisation wegen 
rechtsterroristischer Gefährdung aufge- 
löst. Heute sind ihre Unterorganisationen 
in Israel selbst und in den USA verboten, 
aber erstaunlicherweise nicht in Frank- 
reich. 

Die LDJ, die für die jüdische Bevölke- 
rung ungefähr das darstellt, was die 
„Grauen Wölfe‘ für die türkische Min- 
derheitsbevölkerung sind, unterhält auch 
Beziehungen zur „klassischen“ extremen 
Rechten (jener der Mehrheitsbevölke- 
rung). Ihr damaliger Chef Anthony Attal 
nahm etwa am 11. November 2006 in Le 
Bourget am „Präsidentschaftskonvent“ 
von Jean-Marie Le Pen teil - zeitgleich 
übrigens mit dem mittlerweile hauptbe- 
ruflichen Antisemiten Dieudonne M’bala 
M’bala. 

Die Ankündigung dieser Organisation, 
„zum Abschluss der pro-palästinensi- 
schen Demonstration“ vom 13. Juli gegen 
18.30 Uhr im Bastille-Viertel anwesend 
zu sein, wirkte wie ein Magnet auf die 
aufgeheizten Jungmänner der. entgegen- 
gesetzten Seite. Und natürlich benötigten 
einige Aktivisten auf der vordergründig 
pro-palästinensischen Seite, wie etwa 
selbsternannte „Glaubenskämpfer“ sala- 
fistischen Zuschnitts, keine Sondereinla- 
dung, um in die Konfrontation zu ziehen. 

Die Eskalation war also gewisserma- 
Ben vorprogrammiert, und sie war an je- 
nem Sonntag Nachmittag nicht allein 
durch eine Seite gesucht und eingeleitet 
worden. In der rue de la Roquette — eine 
breite Straße, die von der Place de Bastil- 
le in Richtung Nordosten führt — hatte- 
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:flucht und migration 


Osnabrück: Bündnis verhin- 
dert 10. Abschiebung 


Einem Leserbeitrag in der „Neuen Osna- 
brücker Zeitung“ ist zu entnehmen, dass 
am 09.07. die 10. Abschiebung eines 
Flüchtlings erfolgreich verhindert wor- 
den ist. Das breite Bündnis gegen Ab- 
schiebungen Osnabrück mobilisierte ca. 
100 Personen, die gegen die Abschie- 
bung in den frühen Morgenstunden pro- 
testierten. Ein junger Flüchtling aus So- 


die LDJ zusammen wie mit weiteren mi- 
litanten Gruppen (Betar) Aufstellung be- 
zogen. Zwischen mehreren Dutzend, in 
der Gesamtschau wohl sogar mehreren 
Hundert Personen kam es daraufhin zu 
gewalttätigen Auseinandersetzungen, als 
kleine Pulks von der inzwischen aufge- 
lösten Gaza-Demonstrationen herüberzo- 
gen (und die Einladung zur Konfrontation 
willig annahmen). 

Ein Anwohnervideo dokumentiert die 
Zusammenstöße wohl am besten. In dem 
knapp sechsminütigen Video sieht man 
zunächst — geographisch betrachtet, von 
rechts kommend — die Aktivisten der 
rechtsradikalen ‚Jüdischen Verteidi- 
gungsliga“. Sie sind mit Stühlen und an- 
deren Gegenständen bewaffnet und rufen 
Palestine, on t’encule! (pardon für die 
Übersetzung, doch dies bedeutet: „Paläs- 
tina, wir ficken Dich in den A...“‘). Aus 
der Gegenrichtung, in diesem Falle rein 
geographisch von links kommend und ab 
circa der zweiten Minute ins Bild rü- 
ckend, drängen dann allmählich Gegen- 
demonstranten heran. Sie halten es mit 
eher klassischen „Allahu akbar“-Rufen. 
Vgl. zu der Gesamtszene das Video: 
http://www.citizenside.com/fr/videos/poli 
tique/2014-07-13/97421/video-paris-vio- 
lents-affrontements-entre-pro.html#? 

Nach diesen Szenen zogen sich die Ak- 
tivisten von LDJ und Betar in Richtung 
der ebenfalls in der rue de la Roquette ge- 
legenen Synagoge zurück, wohin ihre 
Gegner von der anderen Seite ebenfalls 
nachrückten. Zwischenzeitlich hatte sich 
die Polizei zwischen beiden Parteien po- 
sitioniert. Diese versuchte vor allem bei- 
de Streitparteien zu trennen, deckte je- 
doch faktisch auch den Rückzug der LDJ 
deckte und ging jedenfalls nicht gegen 
diese Seite vor (sondern bezog mit dem 
Rücken zu ihr Stellung). 


Wochenende des 19./20. Juli 


Am Samstag Nachmittag (19. Juli) ka- 
men im Pariser Barbes-Viertel erneut 
zwischen 7000 und 10000 Menschen zu- 
sammen, trotz eines durch die französi- 
sche Zentralregierung verhängten Ver- 
bots, das am Vorabend gerichtlich bestä- 
tigt worden war. Dabei kam es jedoch 
schnell zur Eskalation zwischen der Poli- 
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malia sollte nach Italien (EU-Dublin- 
Verordnung) abgeschoben werden. In 
Leserbeitrag heißt es weiter: „Das neuer- 
lich große Engagement des Bündnisses 
gegen Abschiebungen zeigt, dass es sich 
bei dem Kampf für die Durchsetzung des 
Menschenrechts nicht nur um einen 
Schönwetterprotest handelt. Auch bei 
Regen gilt: Die unmenschlichen Ab- 
schiebungen stoppen! Sofort! Hier in Os- 
nabrück und überall!“ 

Quelle: http://www.noz.de 


zei und einzelnen Demonstrantengrup- 
pen, i.d.R. aufgeheizten Jugendlichen 
meist mit Migrationshintergrund. Im An- 
schluss zogen polizeiliche Greiftrupps in 
Zivil durch den 18. Pariser Bezirk und 
nahmen Verhaftungen unter allen, die 
nach Protestierern aussahen, vor. 

Das präventive Verbot jeglicher De- 
monstration zu dem Thema gilt Vielen als 
gefährlicher Präzendenzfall, selbst sozial- 
demokratische und grüne Abgeordneten 
(d.h. Parlamentarier aus dem Regierungsla- 
ger) nahmen am vergangenen Donnerstag 
in deutlicher Form Stellung dazu. Die De- 
monstration wurde überwiegend aus der ra- 
dikalen Linken organisatorisch getragen. 

Ein weiteres Problem, neben der poli- 
zeilichen Repression, war das der Anwe- 
senheit von antisemitischen Aktivisten. 
Die Strömung um Alain Soral und Dieu- 
donne M’bala M’bala, die ein geschlos- 
sen antisemitisches Weltbild propagiert, 
hatte im Vorfeld im Internet eine Konfe- 
renz zum Thema Gazakrieg im Pariser 
‚Theätre de la main d’Or‘ (das im Besitz 
von Dieudonne steht) für den Samstag, 
26. Juli angekündigt. Zur Teilnahme an 
Demonstrationen rief sie nicht offen auf. 
Allerdings wird vielfach vermutet, dass 
diese Strömung hinter einer vor kurzem 
aufgetauchten Facebookseite unter der 
Bezeichnung Jeunes re&volutionnaires 
frangais („Junge französische Revolutio- 
näre“‘) steht, die v.a. junge Leute mit ara- 
bischstämmigem Migrationshintergrund 
anzuziehen scheint. 

In der (verbotenen) Demonstration 
vom 19. Juli war ein nicht durch explizite 
politische Kennzeichen ausgezeichneter, 
ausschließlich mit Palästinaflaggen aus- 
gestatteter kleinerer Block sichtbar. 

In einem Bericht schreibt die anarcho- 
kommunistische Vereinigung Alternative 
Libertaire (AL) — die zu den vernünftigs- 
ten Gruppen auf der radikalen Linken zählt 
und stark in Antifa-Aktivitäten involviert 
ist -, man habe Individuen aus der genann- 
ten Ecke (Dieudonne-Fans oder Sympathi- 
santen Sorals) beobachtet, diese seien aber 
deutlich marginalisiert und durch andere 
Demonstrierende zurückgewiesen worden. 
(vgl. dazu http://revolutionarabe.over- 
blog.com/articlelesflics.du-psn-ont-pas-eussi-a-muse- 
ler-la-rue-al-124192263.html) 


EuGH-Urteil: rechtswidrige 
Vollzugspraxis 


Abschiebungshaft in mehreren 
Bundesländern vor dem Aus 


Nach der heutigen Entscheidung des Euro- 
päischen Gerichtshofs fordern PRO ASYL 
und der Jesuiten-Flüchtlingsdienst die so- 
fortige Freilassung von Abschiebungshäft- 
lingen aus der Strafhaft. Der EuGH hatte 
klargestellt, dass Abschiebungshaft nicht 
in einer gewöhnlichen Haftanstalt vollzo- 
gen werden darf. Dem widerspricht die 
Haftpraxis in fast der Hälfte aller Bundes- 


Am Sonntag, den 20. Juli kam es in 
Sarcelles, nordöstlich von Paris, infolge 
einer ebenfalls verbotenen Demonstration 
zu relativ heftigen gewaltsamen Ausei- 
nandersetzungen. Sarcelles ist ein relativ 
hartes Pflaster; in dieser Stadt im Pariser 
Umland waren schon ab 1954 die alle- 
rersten Hochhaustürme und Plattenbauten 
errichtet worden. 

Um 17.59 Uhr behauptete die konser- 
vative Tageszeitung ‚Le Figaro’, dass eine 
Synagoge im Departement 95 (wo Sarcel- 
les liegt) brenne. Die Zeitung konnte aber 
laiut eigenen Angaben nicht einmal die 
Stadt innerhalb des Bezirks nennen, son- 
dern schrieb, es könne sich „um Garges 
oder Sarcelles handeln“ — was bedeutet: 
Es handelte sich um ein Gerücht! Um 
18.48 Uhr folgte dann das Dementi: Es 
handele sich um die Synagoge von Sar- 
celles, aber sie brenne nicht, es sei aller- 
dings ein Feuerwerkskörper in ihre Rich- 
tung geflogen. 

Kurz darauf war beim sozialliberalen 
Wochenmagazin Le Nouvel Observateur 
Präziseres zu lesen: Es habe neben der 
Demonstration für Gaza auch eine Ge- 
gendemo von einigen Dutzend jungen 
Leuten „mit Knüppeln und Eisenstangen 
sowie einer Israelflagge“ stattgefunden. 
Das Wochenmagazin berichtete auch von 
den üblichen subtilen Slogans wie Pales- 
tine, on t’encule (,‚Palästina, wir f... dich 
in den A...‘‘). Auf diese Leute, die sich da 
versammelt hatten — und die unzweifel- 
haft von der rechtsradikalen LDJ waren — 
flog demnach ein Feuerwerkskörper. 

Wenn man (was notwendig und legitim 
ist) Synagogen schützen will, warum sol- 
len da unmittelbar vor ihnen oder auf ih- 
rem Gelände rechtsradikale Kundgebun- 
gen bzw. Gegenkundgebungen stattfinden, 
die dann programmgemäß hot spots oder 
Anziehungspunkte für trouble bilden? Die 
Polizei soll die Synagogen schützen, ja, 
aber die Rechtsradikalen müssen wegblei- 
ben oder verhaftet werden, und die LDJ 
endlich verboten werden. 

Fortsetzung folgt bestimmt... 

b.s., paris 
1 Vgl. dazu einen Aufruf auf ihrer Webseite: 
http://www.liguedefensejuive.com/dimanche-13- 


jvillet-rassemblement-de-soutien-o-israel-2014-07- 
11.html 


länder, in denen Abschie-bungshaft im 
Strafvollzug organisiert wird. 

Dem heutigen EuGH-Urteil liegen die 
Fälle einer Syrerin, einer Vietnamesin und 
eines Marokkaners zugrunde, die gegen 
ihre Inhaftierung in Justizvollzugsanstalten 
geklagt hatten. Unterstützt wurden die Ver- 
fahren aus den Rechtshilfefonds des Jesui- 
ten-Flüchtlingsdienstes und von PRO 
ASYL. Der EuGH stellte einen Verstoß 
gegen das sogenannte Trennungsgebot der 
europäischen Rückführungsrichtlinie fest, 
wonach Abschiebungsgefangene aus- 
schließlich in speziellen Hafteinrichtungen 
unterzubringen sind, wenn diese im jewei- 
ligen EU-Mitgliedstaat vorhanden sind. 

Bis Ende 2010 hätte Deutschland die 
Vorgaben der EU-Rückführungsrichtlinie 
umsetzen müssen. „Viele Bundesländer 
haben europarechtliche Vorgaben igno- 
riert und Unschuldige wie Verbrecher be- 
handelt“, so Heiko Habbe, Policy Officer 
des Jesuiten-Flüchtlingsdienstes Deutsch- 
land. „Statt auf neue und teure Abschie- 
bungseinrichtungen sollte jetzt auf Alter- 
nativen zur Haft gesetzt werden.“ 

„Der Skandal, dass sehenden Auges 
jahrelang rechtswidrig inhaftiert wurde, 
muss nun umgehend beendet werden“, 
sagte Marei Pelzer, rechtspolitische Refe- 
rentin von PRO ASYL. „Wir fordern die 
sofortige Freilassung dieser Menschen“. 

PRO ASYL und der Jesuiten-Flücht- 
lingsdienst rufen die politisch Verant- 
wortlichen auf, das heutige Urteil zum 
Anlass zu nehmen, das Instrument der 
Abschiebungshaft grundlegend auf den 
Prüfstand zu stellen. Die Inhaftierung in 
gewöhnlichen Haftanstalten ist mit deut- 
lich spürbaren Nachteilen für die die Be- 
troffenen verbunden. Sie unterliegen den 
dort geltenden Sicherheitsbestimmungen 
und sind in ihrem Kontakt nach außen 
massiv eingeschränkt — z. B. dürfen sie 
oft kein Handy besitzen und haben keinen 
Zugang zum Internet. Zudem fühlen sie 
sich als Verbrecher stigmatisiert. 

Betroffen von Abschiebungshaft sind 
heutzutage zunehmend Asylsuchende, die 
aufgrund der europäischen Zuständig- 
keitsregeln in andere EU-Staaten abge- 
schoben werden sollen. In den Haftanstal- 
ten im grenznahen Raum wie Eisenhütten- 
stadt oder Rendsburg liegt der Anteil von 
inhaftierten Flüchtlingen regelmäßig nahe 
90 Prozent. Betroffen sind unter anderem 
auch Bürgerkriegsflüchtlinge aus Syrien. 

Insgesamt wird Abschiebungshaft zu 
oft und zu schnell verhängt. Der Hanno- 
veraner Rechtsanwalt Peter Fahlbusch hat 
seit 2002 über 900 Inhaftierte vertreten. 
In jedem zweiten Fall erwies die Haft sich 
als rechtswidrig; durchschnittlich saß je- 
der dieser Menschen 28 Tage zu Unrecht 
in Haft. Fahlbusch hatte gemeinsam mit 
den Münchener Anwälten Michael Sack 
und Gerhard Meyer sowie JRS-Jurist 
Habbe die Fälle vor dem EuGH vertreten. 

Quelle: Presseerklärung PRO ASYL - 
Jesuiten-Flüchtlingsdienst 17.07.2014 M 


Einstufung von Staaten als 
sichere Herkunftsstaaten 


Gesetz zu sicheren Herkunftsstaaten 
ist verfassungswidrig zustande ge- 
kommen 


Der Bundestag hat das Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts zur Einstufung 
von Staaten als sichere Herkunftsstaaten 
missachtet. Die geforderte Sorgfalts- 
pflicht wurde grob verletzt 7 das haben 
einige SPD-Abgeordnete sogar in per- 
sönlichen Erklärungen eingeräumt. Sie 
hätten dem Gesetz nicht aus Überzeu- 
gung zugestimmt, sondern weil es der 
Koalitionsvertrag vorsieht. Sie haben 
sich also nicht von den vom Bundesver- 
fassungsgericht geforderten guten Grün- 
den leiten lassen, sondern von der Koali- 
tionsräson. Damit erklären die SPD-Ab- 
geordneten nicht weniger als die Verfas- 
sungswidrigkeit ihres Gesetzentwurfs. 
Sollte er überhaupt den Bundesrat passie- 
ren, ist der Bundespräsident klar gefor- 
dert, diesem Gesetz seine Unterschrift zu 

verweigern. 
Quelle: http://www.ulla-jelpke.de 
07.07.2014 


Abschiebungshaft Praxis in 
den Ländern 


Heute hat der EuGH entschieden, dass 
der Vollzug der Abschiebungshaft im 
Strafvollzug rechtswidrig ist. ... 

Wir bitten insbesondere die Flücht- 
lingsräte, in denen bislang rechtswidrig 
inhaftiert wurde, Druck zu machen, falls 
die Praxis nicht umgehend eingestellt 
wird. 

Nach unserem Kenntnisstand ist die 
Praxis in den Ländern wie folgt: 


Abschiebungshaft in Strafhaft / un- 
zulässig: 6-8 Bundesländer 


In Baden-Württemberg, Hessen, Nord- 
rhein-Westfalen, Hamburg, Sachsen 
(aktuell nicht besetzt, schicken nach Ber- 
lin), Sachsen-Anhalt, Mecklenburg- 
Vorpommern (aktuell nicht besetzt, 
schicken nach Berlin) und Thüringen 
wurde bislang die Abschiebungshaft in 
einer Strafvollzugsanstalt vollzogen. 

Aus Hessen haben wir gehört, dass 
heute Morgen die Abschiebungshäftlinge 
aus Preungesheim entlassen worden sind. 

Seit kurzem Trennungsgebot beachtet: 
Niedersachsen und Bayern 

In Niedersachsen hat man in Langen- 
hagen vor kurzem die Strafhäftlinge raus- 
geholt — jetzt ist Langenhagen wieder rei- 
ne Abschiebungshaftanstalt. 

Bayern stellte Ende 2013 seine Praxis 
auf spezielle Haftanstalten um, nachdem 
es dazu von der Rechtsprechung gezwun- 
gen worden war. 


Schon länger Trennungsgebot 
beachtet: 6 Bundesländer 


In Rheinland-Pfalz (da vollzieht auch 


Ba, he 
REIBESE ARE 


Saarland), Brandenburg, Berlin, 
Schleswig-Holstein und Bremen (ist 
aber Polizeigewahrsam) bestehen spe- 
zielle Hafteinrichtungen. 

Jetzt wird es sicherlich vermehrt zu 
Länderkooperationen kommen. Diesen 
Prozess sollten wir begleiten, da natürlich 
die Situation in den speziellen Haftanstal- 
ten zum Teil auch sehr problematisch 
sind. 

Quelle: Pro Asyl (mp@proasyl.de) 
17.07.2014 


Menschenrechtswidrige 
Abschiebehaft beenden 


„Wieder einmal musste der Europäische 
Gerichtshof richten, was der deutsche 
Gesetzgeber verbockt hat. Das heutige 
Urteil ist eine satte Ohrfeige für die men- 
schenrechtswidrige Politik der Bundesre- 
gierung“, erklärt Ulla Jelpke, innenpoliti- 
sche Sprecherin der Fraktion DIE LIN- 
KE, mit Blick auf das Urteil des EuGH, 
der entschieden hat, dass Deutschland die 
Unterbringung von Abschiebehäftlingen 
verbessern muss. „Bereits bei der Umset- 
zung der EU-Rückführungsrichtlinie im 
Jahr 2011 hat die Bundesregierung alle 
Kritik und Warnungen von Verbänden 
und Opposition in den Wind geschlagen. 
Schon damals war offenkundig, dass die 
Inhaftierung von Flüchtlingen in norma- 
len Haftanstalten in einzelnen Bundes- 
ländern gegen EU-Recht verstößt. Die 
Leidtragenden dieser ignoranten Haltung 
sind die Geflüchteten: Tausendfach sind 
sie zu Unrecht ihrer Freiheit beraubt wor- 
den.“ Jelpke weiter: 

„Nach Einschätzung von Fachverbänden 
und Rechtsanwälten ist die Mehrzahl aller 
Abschiebungsinhaftierungen in Deutsch- 
land derzeit rechtswidrig. Das klare Urteil 
des EuGH bestätigt diese Einschätzung 
eindrucksvoll. So leichtfertig darf mit den 
grundlegenden Freiheitsrechten Schutzsu- 
chender nicht umgegangen werden. 
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In der Praxis dient die Abschiebehaft 
vor allem der Umsetzung des ungerech- 
ten und unmenschlichen Dublin-Vertei- 
lungssystems. Zu 80 bis 90 Prozent sind 
Flüchtlinge betroffen, die in ein anderes 
EU-Land überstellt werden sollen. Das 
einzige "Verbrechen', das den Abschiebe- 
häftlingen vorgeworfen wird, ist, dass sie 
in Europa um Schutz nachgesucht haben. 

Die Bundesregierung muss die Ent- 
scheidung des EuGH endlich zum Anlass 
nehmen, den Skandal der Abschiebehaft 
zu beenden, wie es Verbände, Kirchen 
und DIE LINKE schon seit langem for- 
dern. Das Wegsperren Schutzsuchender 
widerspricht ganz klar menschenrechtli- 
chen und rechtsstaatlichen Grundsätzen.“ 

Quelle: Pressemitteilung 
http://www.ulla-jelpke.de 17.07.2014 


Flüchtlingsproteste in Berlin 
und Nürnberg 


Auch nach der Räumung des Oranien- 
platzes in Berlin Anfang April gehen die 
Flüchtlingsproteste in der Hauptstadt 
weiter. Die zuständigen Verwaltungen 
des Berliner Senats und des betroffenen 
Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg dräng- 
ten Ende Juni mit einem Großaufgebot 
der Polizei auf die Freigabe der seit über 
anderthalb Jahren von rund 200 Geflüch- 
teten und einigen Unterstützern besetzten 
Gerhart-Hauptmann-Schule. Die Behör- 
den einigten sich mit einem Großteil der 
Geflüchteten, dass sie in eine alternative 
Unterkunft ziehen. Im Gegenzug werden 
bei Bezug von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
ihre Asylanträge erneut individuell ge- 
prüft. Ein Teil der Geflüchteten hat dies 
abgelehnt, weil sie befürchten, dass sich 
Geflüchtete aus anderen Bundesländern 
wegen der fehlenden Zuständigkeit Ber- 
lins nicht auf diese Zusagen des Senats 
verlassen können. Der Bezirk sicherte 
diesen Geflüchteten Anfang Juli in einer 
Vereinbarung zu, dass sie unter Bezug 
von Leistungen nach dem AsylbLG in ei- 
nem Teil des Gebäudes verbleiben kön- 
nen, während die Schule zu einem 
Flüchtlingszentrum umgebaut wird. Zu- 
dem wurde ihnen die Übertragung der 
Zuständigkeit ihres Asylverfahrens nach 
Berlin zugesagt. Ferner wolle sich der 
Bezirk für ein generelles Bleiberecht ein- 
setzen, wie es die an der Besetzung betei- 
ligten Asylbewerber bzw. Geduldeten 
fordern. Landespolitisch ist diese Eini- 
gung umstritten. 

Auch in Nürnberg kam es zu einer 
Flüchtlingsprotestaktion. Dabei wurde 
das Gelände des Bundesamts für Migrati- 
on und Flüchtlinge Anfang Juli von ca. 80 
Schutzsuchenden besetzt. Die Aktion 
wurde nach einem Tag beendet, ohne dass 
den Flüchtlingen eine gesonderte Be- 
handlung zugesichert wurde. 

Quelle: htip://www.migration-info.de 
17.07.2014 
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EuGH-Urteil: schallende 
Ohrfeige für Bundes- 
regierung 
„DIE LINKE begrüßt das EuGH-Urteil 
zum Ehegattennachzug. Es ist gut, dass 
die diskriminierenden Sprachtests nun zu- 
mindest bei türkischen Ehegatten nicht 
mehr praktiziert werden dürfen. Wir ha- 
ben in zahlreichen parlamentarischen Ini- 
tiativen darauf hingewiesen, dass die bis- 
herige Regelung unvereinbar mit Verfas- 
sungs-, Unions- und dem EWG-Türkei- 
Assoziationsrecht war. Für die Bundesre- 
gierung ist das Urteil eine schallende 
Ohrfeige. Sie darf Menschen aus der Tür- 
kei in einem zentralen Grundrechtsbe- 
reich nicht länger diskriminieren“, erklärt 
Sevim Dagdelen, migrationspolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, an- 
lässlich des heutigen Urteils des Europäi- 
schen Gerichtshofs (EuGH), dem zufolge 
die 2007 als Voraussetzung für einen Ehe- 
gattenzuzug eingeführten Deutschtests 
nicht rechtens sind. Dagdelen weiter: 
„Die bisherige Regelung stellte — unge- 
achtet aller Versuche von Union und 
SPD, sie als Maßnahme gegen Zwangs- 
verheiratungen oder als vorbeugende In- 
tegrationsmaßnahme zu rechtfertigen — 
eine nicht zu akzeptierende soziale Ausle- 
se dar. Sie richtete sich vor allem gegen 
sozial ausgegrenzte, bildungsbenachtei- 
ligte sowie ältere Menschen. 12.828 Mal 
wurde der Sprachtest im vergangenen 
Jahr im Ausland 2013 nicht bestanden, 
das entspricht einem Drittel aller Fälle. In 
der Türkei wurde der Sprachtest im Jahr 
2012 in 37 Prozent aller Fälle nicht be- 
standen (2.874 von 7.864 Sprachtests). 
Jetzt ist die Bundesregierung gefordert. 
Die bisherige Regelung muss nicht nur 
für türkische Staatsangehörige, sondern 
ganz aufgehoben werden. Der Ehegatten- 
nachzug darf nicht von Sprachkenntnis- 
sen abhängig gemacht werden, ganz 
gleich woher die Betroffenen kommen.“ 
Quelle: Fraktion DIE LINKE. im Bun- 
destag Pressemitteilung von Sevim Dag- 
delen 10.07.2014 


Antidiskriminierungsstelle 
besorgt über Antiziganismus 


Vorurteile gegen Sinti und Roma sind in 
Deutschland weit verbreitet — und sie 
prägen in Teilen die Berichterstattung. 
Das ist das Ergebnis einer Studie zu „An- 
tiziganismus in der deutschen Öffentlich- 
keit“, die heute vom Zentralrat Deutscher 
Sinti und Roma gemeinsam mit der Anti- 
diskriminierungsstelle vorgestellt wurde. 

Die vom Dokumentations- und Kultur- 
zentrum Deutscher Sinti und Roma in 
Auftrag gegebene Studie befasst sich mit 
subtilen Formen von Ressentiments und 
Denkstrukturen. An Beispielen wie dem 
Thema „Armutszuwanderung“ und dem 
„Fall Maria“, eines blonden Roma-Mäd- 
chens, wird aufgezeigt, wie tief verwur- 


zelt antiziganistische Denkmuster sind 
und stereotype Vorstellungen bedient 
werden. Die Schlussfolgerung des Auto- 
ren der Studie, Markus End: In der Me- 
dienlandschaft gibt es nur wenig Sensibi- 
lität für antiziganistische Aussagen und 
Darstellungen. Er fordert Medienschaf- 
fende auf, ihre Rolle und Verantwortung 
stärker zu reflektieren. 

„Die vorliegende Studie muss uns zu 
denken geben, weil sie aufzeigt, wie tief 
Vorurteile gegen die größte Minderheit 
Europas bei uns verankert sind“, sagte die 
Leiterin der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes, Christine Lüders, bei der 
Vorstellung der Studie. Kaum eine andere 
Gruppe in Deutschland sei so sehr von 
Diskriminierung betroffen wie Sinti und 
Roma. Als Beispiele nannte sie Benach- 
teiligungen am Arbeitsmarkt sowie im 
Umgang mit der Polizei. 

Zugleich sprach sich Lüders dafür aus, 
in den Wahlgesetzen der Länder eine 
Rechtsgrundlage für ein Verbot rassisti- 
scher Wahlwerbung zu schaffen. Außer- 
dem plädierte sie für eine stärkere Einbin- 
dung der Minderheit in öffentlich-rechtli- 
che Gremien, etwa in den Rundfunkräten. 
Sinnvoll seien auch Staatsverträge der 
Länder, die Minderheitenrechte und eine 
kulturelle Förderung festschrieben. Baden- 
Württemberg, Hessen, Bayern, Rheinland- 
Pfalz, Bremen und Schleswig-Holstein 
gingen hier mit gutem Beispiel voran. 

Am 3. September will die Antidiskrimi- 
nierungsstelle gemeinsam mit dem Vor- 
sitzenden des Zentralrats Deutscher Sinti 
und Roma, Romani Rose, die Großstudie 
„Bevölkerungseinstellungen zu Sinti und 
Roma“ vorstellen. Die von der ADS in 
Auftrag gegebene Studie schließt wichti- 
ge Forschungslücken zu Vorurteilen in 
Deutschland gegenüber Europas größter 
Minderheit. 

Quelle: 


http://www.antidiskriminierungsstelle.de 
10.07.2014 0 


Anschläge, Übergriffe und 
Hetze gegen Flüchtlinge 


Statistisch gesehen finden in Deutschland 
pro Woche fünf flüchtlingsfeindliche 
Kundgebungen oder Demonstrationen 
statt. Zu Angriffen auf Flüchtlingsunter- 
künften kommt es im Schnitt mindestens 
ein Mal pro Woche. Dies zeigt eine bun- 
desweite Dokumentation von der Ama- 
deu Antonio Stiftung und PRO ASYL. 
Allein im ersten Halbjahr 2014 fanden 
155 gegen Flüchtlinge gerichtete Kund- 
gebungen und Demonstrationen statt, oft 
unter Beteiligung von Rechtsextremen, 
die sich nicht selten als „Bürgerinitiati- 
ven“ tarnen. Im selben Zeitraum wurden 
34 Anschläge auf Flüchtlingsunterkünfte 
verübt. In mindestens 18 Fällen wurden 
Schutzsuchende tätlich angegriffen. „Dies 
zeigt, dass Gewalt und Hetze gegen 
Flüchtlinge in Deutschland an der Tages- 


ordnung sind“, so Timo Reinfrank, Ge- 
schäftsführer der Amadeu Antonio Stif- 
tung. „Es besteht deshalb dringender 
Handlungsbedarf!“ 

Bei den 34 dokumentierten Anschlägen 
auf Flüchtlingsunterkünfte handelte es 
sich in 18 Fällen um Brandanschläge. 
Auch Anschläge mit Sprengkörpern oder 
Schüsse auf Unterkünfte wie etwa Ende 
Mai im  Baden-Württembergischen 
Rheinstetten listet die Dokumentation auf. 
Die Organisationen weisen darauf hin, 
dass die Dokumentation nur Vorfälle er- 
fasst, die in den Medien oder von Initiati- 
ven vor Ort berichtet wurden. Die tatsäch- 
lichen Zahlen liegen vermutlich höher. 

Häufig bleibt es vor Ort nicht bei einem 
einzigen Vorfall: Allein in Merseburg 
(Sachsen-Anhalt) sind fünf Taten in der 
ersten Jahreshälfte bekannt geworden. 
Immer wieder wurden hier Flüchtlinge 
auf offener Straße geschlagen, beleidigt 
und bedroht. Regelmäßig hetzt die NPD 
vor Ort bei Demonstrationen gegen 
Flüchtlinge. 

Die Situation hat sich empfindlich ver- 
schärft: 2013 hatte das Bundeskriminal- 
amt 58 gegen Flüchtlinge gerichtete 
Straftaten erfasst, darunter Propagandade- 
likte, Sachbeschädigung, Brandstiftung, 
Volksverhetzungen, Körperverletzungen 
und Beleidigungen. 2012 lag diese Zahl 
noch bei 24 Delikten. Es ist zu befürch- 
ten, dass die Zahl von 2013 im Jahr 2014 
weit übertroffen wird. 

„Die politisch Verantwortlichen wie 
auch die Zivilgesellschaft müssen sich 
rechter Hetze und rassistischen Vorurtei- 
len entschieden entgegenstellen‘“, so Gün- 
ter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO 
ASYL. „Wenn flüchtlingsfeindliche Res- 
sentiments nicht klar zurückgewiesen 
werden, bestärkt das rassistische Gewalt- 
täter in ihrem Tun“. PRO ASYL und die 
Amadeu Antonio Stiftung informieren 
mit einem gemeinsamen Publikationsset, 
wie sich gesellschaftliche Akteure rechter 
Hetze entgegenstellen und Flüchtlinge 
Willkommen heißen können. 

PRO ASYL und die Amadeu Antonio 
Stiftung rufen die politisch Verantwortli- 
chen wie auch die Bürgerinnen und Bür- 
ger auf, vor Ort ein Klima des Willkom- 
mens zu gestalten, in dem sich Schutzsu- 
chende sicher fühlen können. 

Die „Chronik der Gewalt — Rechte Het- 
ze gegen Flüchtlinge“ kann unter 
https://www.mut-gegen-rechte-gewalt. 
de/news/meldung/rechte-hetze-gegen-flu- 
echtlinge-eine-chronik-der-gewalt-2014- 
03 eingesehen werden 

Quelle: http://www.amadeu-antonio- 
stiftung.de I 


Marsch der Refugees und 
Sans Papiers in Brüssel 


Die zentrale Demonstration hatte zum 
EU-Gipfel mit mehr als 1000 überwie- 
gend selbstorganisierten Geflüchteten 


und MigrantInnen aus verschiedensten 
Ländern einen starken Ausdruck. Auf der 
Demostrecke lag das Bürogebäude der 
EUAgentur „Enterprise and Industries“, 
die auch Forschungsprogramme für Eu- 
rosur und mit Frontex koordiniert. Ent- 
sprechend wurde das Gebäude von De- 
monstrantInnen mit Frontex-Band abge- 
sperrt und im Eingangsbereich die Sil- 
houetten von Ertrunkenen/Toten aufge- 
sprüht. 

In den Tagen zuvor waren zunächst die 
Botschaften von Deutschland und den 
Niederlanden Ziele von Protestkundge- 
bungen — mit Bezug auf die drohenden 
Räumung der von Flüchtlingen und Mi- 
grantInnen besetzten Häuser. Und vor der 
italienischen Botschaft ging es um Forde- 
rungen der italienischen Sans Papiers, um 
die Außengrenze und gegen die Dublin- 
Abschiebungen. Am Vorabend fand im 
Camp eine der beeindruckenden Veran- 
staltungen statt: Angehörige der vermiss- 
ten Boatpeople aus Tunesien schilderten 
ihr Leid und ihre Kämpfe gemeinsam mit 
einem subsaharischen Aktivisten, der 
noch vor wenigen Monaten selbst in den 
Wäldern in Marokko überleben musste. 
Moderiert von einem Aktiven von ‚Lam- 
pedusa in Hamburg‘ kamen unterschiedli- 
che Erfahrungswelten zu einer entschie- 
denen Anklage gegen das Grenz- und Vi- 
sumsregime zusammen. 

Am Abschlusstag wurden in drei Work- 
shops die drei zentralen Kampffelder dis- 
kutierbar gemacht: gegen das Außengren- 
zenregime, gegen Dublin IV/II und gegen 
die Prekarisierung und Ausbeutung mig- 
rantischer Arbeit. Und es wurde eine Vor- 
verabredung getroffen, sich Ende Okto- 
ber in Rom zu einer Konferenz zu diesen 
Themen wieder zu treffen. 

Berichte und mehr zum Marsch auf 
der Webseite: 
http://freedomnotfrontex.noblogs.org/ 

Quelle: http://kompass.antira. info 
Ausgabe Juli 2014 8 


Weltweite Flüchtlingszahlen 
UNHER fordert Lösungen 


Über 50 Mio. Menschen waren im Jahr 
2013 auf der Flucht. Die Zahl der Bin- 
nenvertriebenen war doppelt so hoch wie 
die der grenzüberschreitenden Flüchtlin- 
ge, die im Ausland Schutz suchten. Die 
meisten Flüchtlinge wurden in Pakistan 
aufgenommen, in Deutschland wurden 
weltweit die meisten Asylanträge ge- 
stellt. Der UNHCR rief zu mehr Solidari- 
tät über die europäischen Grenzen hinaus 
auf. 

Im vergangenen Jahr waren mit insge- 
samt 51,2 Mio. so viele Menschen wie 
nie zuvor seit Beginn der Aufzeichnun- 
gen 1989 auf der Flucht (2012: 45,2 Mio.; 
+13 %). Die Zahl der Binnenvertriebenen 
(IDPs) wurde mit 33,3 Mio. nahezu dop- 
pelt so hoch beziffert wie die der Flücht- 
linge nach Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK) mit 16,7 Mio. Dazu kommen etwa 
1,2 Mio. Asylsuchende. Dies geht aus 
dem am 20. Juni vorgestellten Jahres- 
trendbericht des UN-Flüchtlingshoch- 
kommissariats (UNHCR) hervor. Die 
Zahl der Staatenlosen wird darin grup- 
penübergreifend auf mindestens 10 Mio. 
geschätzt. ... 

Flüchtlinge: 5 Mio. der im vergangenen 
Jahr registrierten Flüchtlinge sind Paläs- 
tinenser unter dem Mandat des UN- 
Hilfswerks für Palästina-Flüchtlinge. Die 
meisten der verbleibenden 11,7 Mio. 
Flüchtlinge (2012: 10,5 Mio.; +11 %) ka- 
men aus Afghanistan (2,6 Mio.), Syrien 
(2,5 Mio.) und Somalia (1,1 Mio.), dem 
Sudan (650000) und der Demokratischen 
Republik Kongo (500000). Der Anteil 
der unter 18-Jährigen war 2013 so hoch 
wie noch nie, jeder zweite registrierte 
Flüchtling war minderjährig. 

Asyl: Fast 1,1 Mio. Personen stellten im 
Jahr 2013 in insgesamt 167 Ländern ei- 
nen Antrag auf Asyl bzw. Anerkennung 
als Flüchtling (2012: 900.000; +15 %). In 
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Deutschland wurden mit 109600 Asylan- 
trägen (2012: 64500; +70 %) die meisten 
Asylgesuche eingereicht. Danach folgten 
die USA mit 84400 (2012: 70700; +19 
%) und Südafrika mit 70.000 (2012: 
82.000; -15 %) neu gestellten Asylanträ- 
gen. Die Anzahl der Asylgesuche lässt 
keinen direkten Rückschluss auf die Zahl 
der aufgenommen Flüchtlinge zu. 
Entwicklung 2013: Allein 2013 ist die 
Flüchtlingspopulation weltweit um 10,7 
Mio. Menschen gewachsen — das ist der 
höchste Anstieg seit Beginn der Erhebun- 
gen (2012: 7,6 Mio.; +41 %). Über drei 
Viertel davon sind sogenannte Binnen- 
vertriebene (IDPs) und blieben innerhalb 
der Staatsgrenzen (8,2 Mio.; 77 %), ein 
knappes Viertel grenzüberschreitende 
Flüchtlinge (2,5 Mio.; 23 %). Insbeson- 
dere in Syrien, der Demokratischen Re- 
publik Kongo, der Zentralafrikanischen 
Republik, in Mali sowie im Grenzgebiet 
zwischen Südsudan und Sudan ist es im 
vergangenen Jahr zu Verfolgung, Krieg, 
Gewalt und Menschenrechtsverletzungen 
gekommen, was zum erneuten Anstieg 
der Flüchtlingspopulation geführt hat. 
Regionale Verteilung: Ein Drittel der 
Flüchtlingspopulation unter UNHCR- 
Mandat hielt sich 2013 in Asien und dem 
Pazifischen Raum auf (3,5 Mio.), ein 
Viertel wurde im subsaharischen Afrika 
registriert (2,9 Mio.) und etwas mehr als 
ein Fünftel in der Region Nordafrika und 
Naher Osten (2,6 Mio.). Die wenigsten 
Flüchtlinge hielten sich in Europa (1,8 
Mio.) sowie in Nord- und Südamerika 
(800.000) auf. ... 
Appell: UN-Flüchtlingskommissar An- 
tönio Guterres appellierte an die interna- 
tionale Gemeinschaft, sich über politi- 
sche Differenzen hinwegzusetzen und 
politische Lösungen für die anhaltenden 
Konflikte zu finden. Angesichts der ver- 
gleichsweise geringen Aufnahmequoten 
europäischer Staaten forderte Volker 
Türk, UNHCR-Direktor für Internationa- 
len Schutz, größere globale Solidarität. 
Diese könne sich neben humanitärer Hil- 
fe vor Ort auch in der verstärkten Auf- 
nahme von Flüchtlingen ausdrücken. 
Weiterhin sagte Türk, dass die Belastung 
für „Europa insgesamt händelbar“ sei, 
die Zahlen würden „manchmal überdra- 
matisiert‘“, bezeichnete aber das Engage- 
ment Deutschlands bei der Aufnahme sy- 
rischer Flüchtlinge als vorbildlich. 
Quelle: http://www.migration-info.de 
Juli 2014 W 


Gemeinsamkeiten finden, 
Unterschiede feiern. 


Die Interkulturelle Woche (IKW) findet 
dieses Jahr vom Sonntag, den 21. Sep- 
tember bis Samstag, den 27. September 
unter dem Motto „Gemeinsamkeiten fin- 
den, Unterschiede feiern.“ statt. „Ge- 
meinsam gegen Rassismus!“ lautet das 
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des Flüchtlings, 
: der am 26. Sep- 
tember began- 
gen wird. 

Vielerorts be- 


Im Ge- 
meinsamen 
Wort der Kir- 

chen vom Mai 2014 warnen die Vorsitzen- 

den der Deutschen Bischofskonferenz, der 

Evangelischen Kirche in Deutschland und 

der Griechisch-Orthodoxen Metropolie, 

dass die Grundlagen einer Gesellschaft 
nicht zur Disposition gestellt werden dür- 
fen. Sie betonen: „Die Verpflichtung auf 
die Menschenrechte ist eine der entschei- 
denden Grundlagen unserer Gesellschaft. 

(...) Neben den Bedürfnissen des Arbeits- 

marktes muss in unserem reichen Land im- 

mer auch Platz für diejenigen sein, die un- 

serer Fürsorge und Zuwendung bedürfen“ 
Quelle: http://www.migazin.de 
01.07.2014 


Schutzbedürftige nicht 
gegeneinander ausspielen 


„Der Bundesinnenminister versucht in 
menschenverachtender Weise, Flüchtlin- 
ge gegeneinander auszuspielen. De Mai- 
zieres Forderung, den Zuzug angeblich 
nicht schutzbedürftiger Personen aus 
dem Westbalkan zu stoppen, um tatsäch- 
lich Schutzbedürftigen die erforderliche 
Hilfe bieten zu können, gleicht einer mo- 
ralischen Erpressung“, kritisiert die in- 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE Ulla Jelpke, Äußerungen 
von Bundesinnenminister Thomas de 
Maiziere zur Entwicklung der Asylanträ- 
ge. Jelpke weiter: 

„Das Recht auf Schutz vor Verfolgung 
ist ein Menschenrecht. Da gibt es nichts 
zu feilschen. Kein Mensch flieht ohne 
Grund, deswegen gebietet das Grundge- 
setz eine faire Prüfung aller Asylanträge. 
Auch jener von Menschen aus dem West- 
balkan, wo Roma — auch wenn es die 
Bundesregierung gerne leugnet — massi- 
ver Verfolgung und Diskriminierung aus- 
gesetzt sind. 

De Maiziere will offenbar den Bundes- 
rat unter Druck setzen, damit dieser dem 
Gesetz über die Klassifizierung der West- 
balkanstaaten als sichere Herkunftsländer 
zustimmt. Doch wenn der Innenminister 
seiner Verantwortung als Hüter der Ver- 
fassung nachkommen will, muss er 
schleunigst damit aufhören, Schutzsu- 
chende für seine populistische Stim- 
mungsmache zu missbrauchen.“ 

Ulla Jelpke, MdB 
Innenpolitische Sprecherin Fraktion 
DIE LINKE. 3 


Union sägt an EU-Frei- 
zügigkeit 
Arbeitssuchende EU-Bürger sollen 


nach sechs Monaten ausgewiesen 
werden können 


Die Union will den Bezug von Sozial- 
leistungen durch EU-Bürger in 
Deutschland erschweren. Kurz vor der 
Europawahl brachte die CSU einen ent- 
sprechenden Antrag in den Bundesrat 
ein, Unionsfraktion im Bundestag und 
Bundesinnenministerium präsentierten 
Pläne für einen Gesetzentwurf. 

Unter anderem wollen sie das Aufent- 
haltsrecht von EU-Bürgern zur Arbeits- 
suche befristen: Wer länger als sechs 
Monate eine Arbeit sucht, soll ausge- 
wiesen werden können - es sei denn, es 
besteht begründete Aussicht auf eine 
Anstellung. 

Ausländischen Staatsangehörigen soll 
die Wiedereinreise bis zu fünf Jahre 
lang verweigert werden können, wenn 
sie sich das Aufenthaltsrecht in 
Deutschland „erschlichen“ haben. Zu- 
dem will die Union den Bezug von Kin- 
dergeld im Ausland lebender Kinder er- 
schweren. Bei deren Eltern handelt es 
sich allerdings oft um Saisonkräfte, die 
steuerpflichtig sind und deshalb einen 
Anspruch auf die Zahlungen haben — 
ebenso wie Deutsche im EU-Ausland. 

Der Entwurf ist bislang nicht im Ka- 
binett abgestimmt. Er beruht auf Vor- 
schlägen einer Staatssekretärsrunde der 
Regierung. Die hatte im März einen 
ersten Zwischenbericht zur Inanspruch- 
nahme von Sozialleistungen durch EU- 
Bürger vorgelegt. Die erste Lesung des 
Gesetzes soll noch vor der Sommerpau- 
se stattfinden. 

Belege für verstärkten Zuzug in die 
deutschen Sozialsysteme gibt es der- 
weil nicht. Das Institut für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung hat festge- 
stellt, dass Mitte 2013 nur 10 Prozent 
aller Bulgaren und Rumänen in 
Deutschland Hartz IV bezogen. 

„Der Entwurf ist fast ausschließlich 
parteipolitisch begründet“, sagt das 
DGB Vorstandsmitglied Annelie Bun- 
tenbach. Er folge der „von der CSU los- 
getretenen populistischen Kampagne 
gegen die Freizügigkeit von Unionsbür- 
gern“. Wiedereinreisesperren und Straf- 
verschärfungen seien kein geeigneter 
Beitrag zur Bewältigung der mit der 
Freizügigkeit verbundenen Herausfor- 
derungen, sagte Buntenbach. Lohn- und 
Sozialbetrug würden so nicht bekämpft. 
„Auch der von Bayern in den Bundesrat 
eingebrachte Antrag zeigt, dass es um 
die Einschränkung und nicht um die 
Gestaltung der Freizügigkeit geht.“ 

Quelle: Publikation „Forum Migrati- 

on Juli 2014“ U 
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Aktualisierte Hand- 
reichung „Mädchen 
und Frauen in der 
extremen Rechten” 
des „Forschungs- 
netzwerks Frauen 
und Rechtsextremis- 


mus” erschienen 

Ein aktualisierter und 
Jundierter Einblick in das 
komplexe Themenfeld Berlin, 
den 9.7.2014 

„Mädchen und Frauen in der 
extremen Rechten“ sind in 
vielen Publikationen, Presse- 
artikeln und in der Bildungs- 
arbeit ein blinder Fleck oder 
die Behandlung des Themas 
ist von Klischees und 
Unkenntnis geprägt. Um dem 
entgegenzuwirken veröffent- 
licht das „Forschungsnetz- 
werk Frauen und Rechts- 
extremismus“ nun, im Früh- 
jahr 2014, eine überarbeitetet 
und aktualisierte Version der 
Handreichung „Mädchen und 
Frauen in der extremen Rech- 
ten“. Mit ihr wird den neue- 
ren und neusten Entwicklun- 
gen und Wandlungen inner- 
halb der extremen Rechten 
Rechnung getragen, unter an- 
derem mit einem Abschnitt 
über den „Nationalsozialisti- 
schen Untergrund“ und die 
Rolle der Neonazistin Beate 
Zschäpe. 

Das „Forschungsnetzwerk 
Frauen und Rechtsextremis- 
mus“ arbeitet seit 14 Jahren 
zu gender in der extremen 
Rechen und veröffentlichte 
im Jahr 2009 eine erste Versi- 
on seiner Handreichung 
„Mädchen und Frauen in der 
extremen Rechten“. Auch die 
neue Handreichung bietet an- 
hand von Bildern, Grafiken 
und Begleittexten einen Ein- 
blick in die unterschiedlichen 
Themenfelder des Komplexes 
„Frauen in der extremen 
Rechten“. Es werden unter 
anderem Fragen nach der 
Vielfalt der Erscheinungsbil- 
der von rechten Frauen, nach 
Frauengruppen seit Gründung 
der BRD, nach gelebten Ge- 
schlechterideologien in der 
extremen Rechten und nach 
Herausforderungen und ge- 
sellschaftlichen Interventions- 
bedarfen nachgegangen. Da- 
bei gibt es zu jedem Themen- 
feld sowohl eine zur Präsenta- 


tion geeignete Folie als auch 
einen begleitenden 
Hintergrundtext. 

Damit bietet die neue Versi- 
on der Handreichung einen 
aktuellen, fundierten Einblick 
in die unterschiedlichen Fa- 
cetten des Themenkomplex 
„Frauen und Rechtsextremis- 
mus“. 

Die Handreichung kann so- 
wohl als Einstieg in das The- 
ma genutzt werden, als auch 
eine erste Annäherung auf 
wissenschaftlicher Ebene 
sein. Ebenso finden sich in ihr 
Anregungen für eigene Prä- 
sentationen. Die langjährige 
und beständig Expertise des 
Forschungsnetzwerks sichert 
dabei die inhaltliche Qualität 
der Handreichung. 

Die Handreichung kann ab 
sofort gegen Zahlung einer 
Schutzgebühr von 10,00 € als 
pdf-Datei über folgende 
Adresse bezogen werden: 

frauenforschungsnetzwerk 
@gmx.de 

Das Forschungsnetzwerk 
Frauen und Rechtsextremis- 
mus wurde im Jahr 2000 am 
Rande einer Tagung gegrün- 
det und ist überregional und 
interdisziplinär zusammenge- 
setzt aus Soziologinnen, Poli- 
tikwissenschaftlerinnen, Er- 
ziehungswissenschaftlerinnen 
/ Pädagoginnen, Historikerin- 
nen und Journalistinnen, die 
im inner- und außerhochschu- 
lischen Kontext aktiv sind. 

apabiz e.V. 
antifaschistisches pressear- 
chiv und bildungszentrum 
berlin e.V. 


Die letzten Tage der 
Menschheit 


Das lange Zeit für unspielbar 
gehaltene, selten gespielte 
Riesenwerk, von einem einzi- 
gen Schauspieler in Szene 
gesetzt. 

„Die unwahrscheinlichsten 
Taten, die hier gemeldet wer- 
den, sind wirklich geschehen. 
Die unwahrscheinlichsten Ge- 
spräche, die hier geführt wer- 
den, sind wörtlich gesprochen 
worden. Die grellsten Erfin- 
dungen sind Zitate! Ein Trau- 
erspiel der Menschheit, den 
ersten Weltkrieg zum Thema, 
weniger Drama als vielmehr: 
Kolportage der Kriegszeit, 
Wortcollage, Geräuschcolla- 
ge, ein zusammengesammel- 
tes Sittengemälde, von Karl 
Kraus synchron zum Zeitge- 
schehen fortlaufend in seiner 
Zeitschrift „Die Fackel“ ver- 


Karl io 


öffentlicht, satirisch und do- 
kumentarisch. 

Das Original von „Die letz- 
ten Tage der Menschheit“, ge- 
schrieben in den Jahren 1915 
bis 1917, umfasst nahezu 800 
Druckseiten, enthält über 200 
Szenen und benötigt ungefähr 
500 Schauspieler, nicht zu 
zählen die zwölfhundert Pfer- 
de des Grafen Dohna und die 
Kohorten der zerlumpten Sol- 
daten. 

In 48 Szenen führt Erich 
Schaffner die Stimmen der 
Zeit vor: Er portraitiert senile 
Generäle, Kriegsgewinnler, 
Schieber, Scheinheilige, 
Heuchler, Deutschzackige, 
dichtende Hurrapatrioten, 
böse Kinder, Wohlfahrtsnach- 
mittagstanten sowie Kriegsre- 
porter an vorderster Front, die 
den Soldaten heldenhafte 
Worte in den Mund legen, sie 
für die vaterländische Presse 
fotografisch ver- 
ewigen — und 
sterben lassen ... 


Die letzten 


Tageder 
Menschheit: 


40 Szenen aus 


4 dem Gesamtwerk 


aa von Erich Schaffner. 
Zur .. an den Beginn 
des] os 


Sonntag, 17.08. 2014} im zakk. 


Fichtenstr. 40 : Düsseldoı 
Einlass 10, 45 Uhr I; 


„Als zum ersten- 
mal das Wort 
»Friede« ausge- 
sprochen 

wurde, entstand 
auf der Börse 
eine Panik. Sie 
schrien 

auf im Schmerz: 
Wir haben ver- 
dient! Lasst uns 
den 

Krieg! Wir haben 
den Krieg 
verdient!“ 

Karl Kraus 
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:aus der rechten presse 


Junge Freiheit frohlockt für 
die AfD: 


„Drei auf einen Streich” 
Junge Freiheit, Nr. 30/14, 18. Juli 


Das Blatt macht seinen Leserinnen und 
Lesern große Hoffnung, dass die AfD bei 
den kommenden Landtagswahlen in die 
Landtage einzieht: 

„Der Wahlkalender meint es gut mit der 
Alternative für Deutschland (AfD). Nach 
dem Einzug der Partei in das Europäische 
Parlament Ende Mai stehenden die Zei- 
chen bereits wieder auf Wahlkampf: Und 
bei den Urnengängen in Sachsen (31. Au- 
gust) sowie Brandenburg und Thüringen 
(14. September) sieht es gut aus, dass die 
AfD in drei Landtage einzieht und sich 
damit endgültig etabliert. In der Partei ist 
man sich der Chance bewusst.“ 

Diese Terminlage ist für die AfD güns- 
tig, weil Hochrechnungswerte gerade in 
Sachsen, der ersten Landtagswahl, mit ca. 
7% besonders hoch sind und die zwei an- 
deren Kandidaturen beflügeln könnten. 
D.h. alle demokratischen Parteien sollten 
die Sachsenwahlen genau analysieren, 
sich mit der AfD aktiv auseinandersetzen 
und nach der Sachsenwahl noch eine 
Schüppe drauflegen. Auffällig ist nämlich, 
dass die AfD relativ ungestört ihre rechts- 
populistische Propaganda betreiben kann. 

Die Junge Freiheit weiß zu berichten: 
„Die drei Spitzenkandidaten Petry, Gau- 
land und Höcke wollen sich demnächst 
über eine gemeinsame Wahlstrategie un- 
terhalten. Denn alleine kann keiner der 
drei Landesverbände den nunmehr dritten 
Wahlkampf innerhalb eines knappen Jah- 
res stemmen. Deshalb wird auch die Bun- 
despartei den wahlkämpferischen Lan- 
desverbänden organisatorisch und finan- 
ziell unter die Arme greifen. Vom Bun- 
desverband hat jeder ein Darlehn in Höhe 
von 150.000 Euro als Wahlkampfunter- 
stützung erhalten.“ 

Das extrem rechte Blatt nennt auch vie- 
le Fehler der drei AfD-Spitzenkandidatin- 


nen und -kandidaten. Auffällig ist aber, 
dass die AfD versucht, Nichtwähler zu 
mobilisieren. Damit hängt sie sich eine 
Demokratie-Mäntelchen um: „Die Demo- 
kratie muss fürs Volk zurückerobert wer- 
den‘ Darin sehe er die ‚historische Missi- 
on‘ der AfD. Eine zentrale Rolle spielt 
dabei die Meinungsfreiheit.“ 

Die AfD will auch versuchen, Wähle- 
rinnen und Wähler der LINKEN anzu- 
sprechen. Ob das gelingt, wird man nach 
den Wahlen analysieren. 


AfD sucht die Nähe zur EVP 


und der CDU 
Junge Freiheit, Nr. 29/14, 11. Juli 


„Angekommen im Ufo“ gemeint ist das 
Europäische Parlament ist die Über- 
schrift vom Thema. Auch wenn etwas 
kleinlich und spießig über den Einzug 
der sieben AfD-Europapolitiker berichtet 
wird, so ist doch auffällig, dass auf die- 
sem Parkett die Nähe zur CDU gesucht 
wird. Nachdem die AfD bei der ECR- 
Fraktion der britischen Tories unterge- 
kommen ist, wird der freundliche Um- 
gangston gewürdigt und man freut sich, 
dass man einen ECR-Fraktionsmitarbei- 
ter zugeteilt bekommen hat, der früher 
bei der EVP gewesen war. Man spricht 
auch mit Grünen, aber da gibt es Vorur- 
teile und dann schreibt das Blatt: „Bei 
der EVP ist das etwas anders. Während 
einige höflich, aber distanziert mit der 
AfD umgehen, wagen sich erste Abge- 
ordnete von CDU und CSU zaghaft aus 
der Deckung. ‚So weit sind wir ja gar 
nicht voreinander entfernt‘ sagt einer von 
ihnen in leisen Tonfall.“ 

Die CDU bekommt ein richtiges Pro- 
blem. Sie setzt sich nicht mit der AfD 
auseinander, sondern paktiert punktuell 
auf kommunaler Ebene mit der AfD (sie- 
he letzte Ausgabe der AN) und auf euro- 
päischer Ebene baggert die AfD an CDU 
und CSU Mitgliedern. 
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Neuaufstellung der Vertrie- 


benenverbände in Sicht? 
Junge Freiheit Nr. 29+30/14, 7.+14. Juli 


Den Rückzug Erika Steinbachs vom Vor- 
sitz des Bundesverbandes der Vertriebe- 
nen im Herbst dieses Jahres betrachtet 
das Blatt mit gemischten Gefühlen. In 
der Ausgabe 29 kommentiert das Blatt: 
„Erika Steinbachs Rückzug von der Ver- 
bandsspitze treibt die Marginalisierung 
des Bundes der Vertriebenen (BdV) vo- 
ran. Die Bundesstiftung ‚Flucht, Vertrei- 
bung, Versöhnung‘ war das letzte Pro- 
jekt, das der BdV dank seiner omniprä- 
senten Chefin noch durchsetzen konnte: 
quasi die Musealisierung des Schicksals 
von etwa 15 Millionen Deutschen.“ Mit 
angestrebten Nachfolger, dem CSU-Bun- 
destagsabgeordneten Bernd Fabritius, 
verbindet das Blatt wiederum die Hoff- 
nung, der Verband könne sich aus seinem 
Niedergang befreien: „Die Strukturen des 
Verbands, der ohne staatliche Mittel nicht 
überleben kann, sind verkrustet. Die 
Bonner Geschäftsstelle steht zunehmend 
leer, weil das Geld für Personal, aber 
auch für das politische Wirken fehlt. Fa- 
britius Wahl wäre in der Tat das richtige 
Signal für einen Neuanfang. Er ist von 
diesem Scheitern weitgehend unbelastet 
und mit 49 Jahren unter den meist hoch- 
betagten Heimatvertriebenen geradezu 
jung. Fabritius steht nicht für den Kampf 
um offene Vermögensfragen, sondern für 
die Wahrung des kulturellen Erbes, für 
gelungene Verständigung sowie für die 
erfolgreiche Integration der Aussiedler.“ 
Fabritius kommt aus Rumänien, er rech- 
net sich zur Gruppe der „Siebenbürger 
Sachsen“, er hat sein Abitur 1988 noch in 
Rumänien absolviert — von „vertrieben“ 
kann also keine Rede sein. 

In der Ausgabe 30 entwickelt das Blatt 
Pläne, wie der noch zu wählende Fabriti- 
us wirken könnte: Vor allem die einseitige 
Festlegung auf die Unionsparteien solle 
beendet werden, er habe sich als Sackgas- 
se erwiesen. Stattdessen könnte sich der 
Verband in eine „überparteiliche Lobby“ 
wandeln, „die strategische Chancen, wie 
sie sich gerade mit dem Aufkommen der 
AfD als neuer bürgerlich-konservativer 
Kraft bieten, im Sinne der eigenen Ziele 
geschickt zu nutzen versteht.“ Außerdem 
solle sich der Verband von einer Vertre- 
tung einer im Aussterben begriffenen Ge- 
neration zu einem Verband wandeln, der 
sich für „Vorhaben auslandsdeutscher 
Minderheiten“ im Schul- und Bildungs- 
bereich einsetze und für ein „Europa der 
ethno-kulturellen Vielfalt“ (Schottland, 
Katalonien, Oberitalien)‘“ eintrete. Das 
wäre dann wirklich ein neues, außenpoli- 
tisches Betätigungsfeld, das „Deutsch- 
tum“ in ganz Europa befördern soll. 
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